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Allgemeiner Teil 

Mit vorliegendem Entwurf werden die fremdenrechtlichen Materiengesetze vorrangig an die Vorgaben 
zweier EU-Richtlinien, einerseits der Richtlinie 2014/36/EU über die Bedingungen für die Einreise und 
den Aufenthalt von Drittstaatsangehörigen zwecks Beschäftigung als Saisonarbeitnehmer, ABl. Nr. L 94 
vom 28.3.2014 S. 375 (im Folgenden: „Saisonier-RL“), und andererseits der Richtlinie 2014/66/EU über 
die Bedingungen für die Einreise und den Aufenthalt von Drittstaatsangehörigen im Rahmen eines 
unternehmensinternen Transfers, ABl. Nr. L 157 vom 27.05.2014 S. 1 (im Folgenden: „ICT-RL“), 
angepasst. 

Die Saisonier-RL legt die Bedingungen für die Einreise und den Aufenthalt zum Zwecke der 
Beschäftigung als Saisonarbeitnehmer sowie die damit zusammenhängenden Rechte von 
Saisonarbeitnehmern fest. Gemäß Art. 3 lit. b Saisonier-RL ist ein „Saisonarbeitnehmer“ ein 
Drittstaatsangehöriger, der sich – unter Beibehaltung seines Hauptwohnsitzes in einem Drittstaat – 
rechtmäßig und vorübergehend im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats aufhält, um im Rahmen eines oder 
mehrerer befristeter Arbeitsverträge, den bzw. die dieser Drittstaatsangehörige direkt mit dem in diesem 
Mitgliedstaat niedergelassenen Arbeitgeber geschlossen hat, eine saisonabhängige Tätigkeit auszuüben. 
Die Einreise und der Aufenthalt von Saisonarbeitnehmern werden dabei weiterhin im 
Fremdenpolizeigesetz 2005 (FPG) im Rahmen der Erteilung eines Visums C oder D geregelt. 

Darüber hinaus wird im FPG das Visum D „aus besonders berücksichtigungswürdigen Gründen" 
eingeführt und wird vorgesehen, dass Visa D für längerfristige Aufenthalte im Bundesgebiet sowie 
Visa D zu Erwerbszwecken unter Einhaltung bestimmter Bedingungen für bis zu 12 Monate ausgestellt 
werden können. 

Das Hauptziel der ICT-RL ist die Schaffung von Regelungen für die Einreise von Drittstaatsangehörigen 
und ihren Familienangehörigen für den Aufenthalt von mehr als 90 Tagen im Rahmen eines 
unternehmensinternen Transfers, die Bedingungen für deren Aufenthalt und Beschäftigung sowie die 
Mobilitätsrechte innerhalb der EU-Mitgliedstaaten, die Inhabern eines Aufenthaltstitels für 
unternehmensintern transferierte Arbeitnehmer, der von einem Mitgliedstaat auf Grundlage dieser 
Richtlinie erteilt wurde, zukommen. Dies wird durch Einführung zweier neuer Aufenthaltstitel 
hauptsächlich im Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz (NAG) umgesetzt. 

Die ICT-RL sieht vor, dass Drittstaatsangehörige, die in einem außerhalb des Hoheitsgebiets der 
Mitgliedstaaten ansässigen, multinationalen Unternehmen oder einer solchen Unternehmensgruppe tätig 
sind, für kurzfristige (bis zu 90 Tage) oder langfristige Aufenthalte in einen Mitgliedstaat vorübergehend 
entsandt werden können, sofern in diesem Mitgliedstaat eine Niederlassung desselben Unternehmens oder 
derselben Unternehmensgruppe existiert und der Drittstaatsangehörige (i) Führungskraft, (ii) Spezialist 
oder (iii) Trainee in dem Unternehmen (der Unternehmensgruppe) ist, wobei die Höchstdauer des 
unternehmensinternen Transfers für Führungskräfte und Spezialisten drei Jahre und für Trainees ein Jahr 
beträgt (siehe §§ 18a und 20f Ausländerbeschäftigungsgesetz [AuslBG, BGBl. Nr. 218/1975 idF I Nr. 
XX/XXXX]). Ferner sieht die ICT-RL vor, dass solchen Drittstaatsangehörigen ein Aufenthaltstitel (zum 
Zwecke des unternehmensinternen Transfers) ausgestellt wird, mit welchem Mobilitätsberechtigungen in 
sämtlichen Mitgliedstaaten verbunden sind (siehe § 58a NAG). Diese Mobilitätsberechtigungen erfordern 
auch Anpassungen im FPG, da alle Drittstaatsangehörigen, die Inhaber eines Aufenthaltstitels für 
unternehmensintern transferierte Arbeitnehmer („ICT“) eines Mitgliedstaates sind, berechtigt sein 
müssen, visumfrei in das Bundesgebiet einzureisen und sich hier kurzfristig (bis zu 90 Tage) aufzuhalten, 
sofern die Bestimmungen des AuslBG entsprechend eingehalten werden. 

In Erkenntnissen des VwGH vom 19.04.2016, Ro 2015/22/0010, vom 07.06.2016, Ro 2016/22/0008, und 
vom 20.07.2016, Ro 2016/22/0011, hielt dieser im Zusammhang mit der Aufenthaltsbewilligung für 
Künstler fest, dass die innerstaatliche Ausgestaltung der Aufenthaltsbewilligung „Künstler“ den 
Drittstaatsangehörigen nicht daran hindere, langfristig ansässig zu werden. Entgegen der Systematik des 
NAG stehe daher dem betroffenen Künstler – aufgrund der unmittelbaren Anwendbarkeit der 
Richtlinie 2003/109/EG betreffend die Rechtsstellung der langfristig aufenthaltsberechtigten 
Drittstaatsangehörigen, ABl. Nr. L 016 vom 23.01.2004 S. 44 – ein direkter Umstieg von einer 
Aufenthaltsbewilligung „Künstler“ auf einen Aufenthaltstitel „Daueraufenthalt – EU“ zu. Anlässlich 
dieser Judikatur bedarf es der Umgestaltung einiger Aufenthaltsbewilligungen im NAG, sodass in 
Hinkunft auch ein Umstieg auf einen Aufenthaltstitel „Daueraufenthalt-EU“ ermöglicht wird. In diesem 
Sinne sind bestimmte Aufenthaltszwecke, für die bislang eine Aufenthaltsbewilligung vorgesehen war, in 
Niederlassungsbewilligungen überzuleiten. 

Im FPG wird für bestimmte qualifzierte Formen des rechtswidrigen Aufenthalts bzw. der rechtswidrigen 
Einreise ein eigener Straftatbestand mit erhöhtem Strafrahmen vorgesehen. Zudem wird bei der Schubhaft 
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nunmehr ausdrücklich eine allfällige Straffälligkeit des betroffenen Fremden berücksichtigt. Darüber 
hinaus wird im FPG das Visum D „aus besonders berücksichtigungswürdigen Gründen“ eingeführt und 
wird vorgesehen, dass Visa D für längerfristige Aufenthalte im Bundesgebiet sowie Visa D zu 
Erwerbszwecken unter Einhaltung bestimmter Bedingungen für bis zu 12 Monate ausgestellt werden 
können. 

Darüber hinaus wird im AsylG 2005 festgelegt, dass bei straffälligen Asylberechtigten nach dem Vorbild 
der bewährten Regelung des § 27 AsylG 2005 bereits bei Anklageerhebung bzw. Betreten auf frischer Tat 
das Aberkennungsverfahren einzuleiten und diesfalls dieses beschleunigt – binnen einem Monat – zu 
führen ist. 

Die Kompetenz des Bundes zur Erlassung dieses Bundesgesetzes gründet sich bezüglich des Art. 1 auf 
Art. 10 Abs. 1 Z 3 B-VG (Ein- und Auswanderungswesen einschließlich des Aufenthaltsrechtes aus 
berücksichtigungswürdigen Gründen), bezüglich des Art. 2 auf Art. 10 Abs. 1 Z 3 B-VG (Regelung und 
Überwachung des Eintrittes in das Bundesgebiet und des Austrittes aus ihm, Aufenthaltsverbot, 
Ausweisung und Abschiebung) und Art. 10 Abs. 1 Z 7 B-VG (Fremdenpolizei), bezüglich des Art. 3 auf 
Art. 10 Abs. 1 Z 3 B-VG (Asyl, Ein- und Auswanderungswesen einschließlich des Aufenthaltsrechtes aus 
berücksichtigungswürdigen Gründen), bezüglich des Art. 4 auf Art. 10 Abs. 1 Z 3 B-VG (Ein- und 
Auswanderungswesen einschließlich des Aufenthaltsrechtes aus berücksichtigungswürdigen Gründen, 
Aufenthaltsverbot, Ausweisung und Abschiebung, Asyl), bezüglich des Art. 5 auf Art. 10 Abs. 1 Z 3 
B-VG (Asyl) und des Art. 6 auf Art. 10 Abs. 1 Z 3 B-VG (Regelung und Überwachung des Eintrittes in 
das Bundesgebiet und des Austrittes aus ihm). 

Zu den Änderungen im Einzelnen: 

Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz 

Aufenthaltstitel für unternehmensintern transferierte Arbeitnehmer 

Ein inhaltlicher Schwerpunkt dieses Entwurfs ist die innerstaatliche Umsetzung der ICT-RL. Durch die 
Einführung eines vereinfachten Zulassungsverfahrens für die Erteilung einer speziellen Aufenthalts- und 
Arbeitserlaubnis für unternehmensintern transferierte Führungskräfte, Spezialisten und Trainees sollen für 
Arbeitnehmer aus Drittstaaten, die in multinationalen Unternehmen oder Unternehmensgruppen tätig 
sind, attraktivere Bedingungen für eine vorübergehende Verlegung in innerhalb der Europäischen Union 
angesiedelte Niederlassungen geschaffen werden. Unternehmensinterne Transfers von in 
Schlüsselpositionen beschäftigten Mitarbeitern erschließen den aufnehmenden Unternehmensteilen neue 
Fertigkeiten und Fachkenntnisse, Innovationen und ökonomische Möglichkeiten, wodurch die 
wissensbasierte Wirtschaft in der Europäischen Union vorangebracht und Investitionsströme innerhalb 
der Europäischen Union gefördert werden. Die mit dem Entwurf vorgesehenen Änderungen können daher 
als Instrument gesehen werden, um die Wirtschaft in der Europäischen Union und damit auch den 
Wirtschaftsstandort Österreich zu stärken. Weiters wird die Mobilität von unternehmensintern 
transferierten Arbeitnehmern innerhalb der Europäischen Union durch ein vereinfachtes 
Zulassungsverfahren begünstigt. 

Der Aufenthaltstitel für unternehmensintern transferierte Arbeitnehmer nach der ICT-Richtlinie 
erleichtert seinem Inhaber den Zugang zum Arbeitsmarkt, schafft günstigere Bedingungen für die 
Familienzusammenführung und erleichtert ebenso die Mobilität innerhalb der Europäischen Union. 
Unternehmensintern transferierte Arbeitnehmer, die bereits über einen Aufenthaltstitel „ICT“ eines 
anderen Mitgliedstaates verfügen und in einem Unternehmensteil, der in einem zweiten Mitgliedstaat 
angesiedelt ist, für bis zu 90 Tage eingesetzt werden sollen, können ihre Tätigkeit nach entsprechender 
Notifizierung an den zweiten Mitgliedstaat auf Basis des vom ersten Mitgliedstaat ausgestellten 
Aufenthaltstitels „ICT“ im zweiten Mitgliedstaat ausüben. Sollen unternehmensintern transferierte 
Arbeitnehmer für mehr als 90 Tage in dem im zweiten Mitgliedstaat angesiedelten Unternehmensteil 
eingesetzt werden, kann der zweite Mitgliedstaat dies entweder auf Basis des Aufenthaltstitels „ICT“ des 
ersten Mitgliedstaates zulassen oder die erforderliche Beantragung eines Aufenthaltstitels für mobile 
unternehmensintern transferierte Arbeitnehmer („mobile ICT“) vorsehen. Österreich hat sich bei der 
Umsetzung der ICT-Richtlinie dafür entschieden, im Falle der langfristigen Mobilität von mehr als 
90 Tagen ein Antragsverfahren vorzusehen. Unternehmensintern transferierte Arbeitnehmer erhalten 
daher für ihren Aufenthalt und ihre Beschäftigung im Falle der langfristigen Mobilität bei Vorliegen der 
Voraussetzungen den Aufenthaltstitel „mobile ICT“ in Österreich. 

In Umsetzung dieser Vorgaben der Richtlinie werden innerhalb des NAG sohin zwei neue 
Aufenthaltsbewilligungen (Aufenthaltsbewilligung als unternehmensintern transferierter Arbeitnehmer 
[„ICT“] und Aufenthaltsbewilligung als mobiler unternehmensintern transferierter Arbeitnehmer 
[„mobile ICT“]) eingeführt. Des Weiteren finden sich spezifische Bestimmungen hinsichtlich der 
Familienzusammenführung im Gesetzestext. 
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Aufenthaltstitel „Niederlassungsbewilligung – Künstler“, „Niederlassungsbewilligung – Sonderfälle 
unselbständiger Erwerbstätigkeit“ und „Niederlassungsbewilligung – Forscher“ 

Das NAG differenziert in seiner Systematik zwischen Aufenthaltsbewilligungen, die zum bloß 
vorübergehenden befristeten Aufenthalt berechtigen (z.B. Betriebsentsandte, Studierende, Schüler), und 
Aufenthaltstiteln, die zur Niederlassung berechtigen (z.B. Aufenthaltstitel „Familienangehöriger“, 
„Niederlassungsbewilligung“, „Rot-Weiß-Rot – Karte plus“). Anknüpfend an diese Differenzierung sind 
Bestimmungen wie „Deutsch vor Zuzug“ oder die erforderliche Erfüllung der Integrationsvereinbarung 
nur für Drittstaatsangehörige vorgesehen, die einen Aufenthaltstitel, der zur Niederlassung berechtigt, 
beantragen oder innehaben. 

Die Erteilung eines Daueraufenthaltstitels (Aufenthaltstitel „Daueraufenthalt – EU“) ist in Fortführung 
dieser Systematik gemäß § 45 ebenfalls auf Drittstaatsangehörige beschränkt, die innerhalb der letzten 
fünf Jahre zur Niederlassung in Österreich berechtigt waren. Ein direkter Umstieg von einer 
Aufenthaltsbewilligung auf einen Daueraufenthaltstitel ist demnach nicht möglich. 

Die dargestellte unterschiedliche Qualifizierung von Aufenthaltszwecken steht grundsätzlich in Einklang 
mit den Vorgaben der durch Einführung des Aufenthaltstitels „Daueraufenthalt – EU“ umgesetzten 
Daueraufenthaltsrichtlinie (RL 2003/109/EG), da auch diese in Art. 3 Abs. 2 lit. e Drittstaatsangehörige, 
deren Aufenthaltsgenehmigungen förmlich begrenzt wurden, von ihrem Anwendungsbereich ausnimmt. 

Mit Erkenntnissen vom 19.04.2016, Ro 2015/22/0010, vom 07.06.2016, Ro 2016/22/0008, und vom 
20.07.2016, Ro 2016/22/0011, sprach der VwGH im Zusammenhang mit der bisherigen 
Aufenthaltsbewilligung „Künstler“ allerdings aus, dass die innerstaatliche Ausgestaltung der 
Aufenthaltsbewilligung „Künstler“ als Aufenthaltstitel für einen bloß vorübergehenden befristeten 
Aufenthalt den Drittstaatsangehörigen nicht daran hindere, langfristig ansässig zu sein, und es dem 
Beschwerdeführer daher aufgrund der unmittelbaren Anwendbarkeit der Daueraufenthaltsrichtlinie 
offenstehe, direkt von einer Aufenthaltsbewilligung „Künstler“ auf einen Aufenthaltstitel 
„Daueraufenthalt – EU“ umzusteigen. Aufgrund dieser Judikatur ist eine Überarbeitung des NAG unter 
der Prämisse größtmöglicher Beibehaltung der bisherigen Systematik erforderlich. 

Es wird daher vorgeschlagen, die bisherigen Aufenthaltbewilligungen „Künstler“ und „Forscher“ in 
Niederlassungsbewilligungen überzuleiten. Die Aufenthaltsbewilligung „Sonderfälle unselbständiger 
Erwerbstätigkeit“, die an Drittstaatsangehörige, die vom sachlichen Anwendungsbereich des AuslBG 
ausgenommen sind, erteilt wird, muss auf Grund der erfassten, sehr unterschiedlichen Tatbestände neu 
geordnet werden. 

Da künftig für diese Personengruppe eine Niederlassung ermöglicht wird, fällt sie auch in den 
Anwendungsbereich von „Deutsch vor Zuzug“ und ist sie zur Erfüllung der Integrationsvereinbarung 
verpflichtet, soweit nicht im Einzelfall (auf Grund europarechtlicher Vorgaben) etwas anders vorgesehen 
wird. 

Fremdenpolizeigesetz 2005 

Visa für Saisonarbeitskräfte 

Bisher erhielten Saisoniers gemäß § 24 FPG ein Visum C oder D (je nach Aufenthaltsdauer) oder konnten 
visumfrei einreisen, sofern sie visumbefreit waren, entsprechend der Verordnung (EG) Nr. 539/2001 zur 
Aufstellung der Liste der Drittländer, deren Staatsangehörige beim Überschreiten der Außengrenzen im 
Besitz eines Visums sein müssen, sowie der Liste der Drittländer, deren Staatsangehörige von dieser 
Visumpflicht befreit sind, ABl. Nr. L 81 vom 21. März 2001 S 1. Zwingend vorgesehen war bisher die 
Erbringung einer Unbedenklichkeitsbescheinigung gemäß § 31 Abs. 2 FPG für all jene 
drittstaatsangehörigen Saisoniers, die visumbefreit waren. 

Die Saisonier-RL erfordert nun eine Neugestaltung der Systematik des FPG betreffend die Erteilung von 
Visa für Saisoniers. Die Erteilung von Unbedenklichkeitsbescheinigungen entfällt in Zukunft, da diese in 
der Saisonier-RL nicht vorgesehen sind. Stattdessen müssen in Hinkunft auch visumbefreite 
Drittstaatsangehörige (korrespondierend mit jenen Bestimmungen betreffend drittstaatsangehörige 
Erwerbstätige) ein Visum C oder D, je nach Aufenthaltsdauer, beantragen. Insbesondere bedingt die 
Umsetzung der Saisonier-RL auch die Erweiterung der Visa D-Kategorien, die in Hinkunft in bestimmten 
Fällen länger als sechs Monate gültig sein können. So ist gemäß Art. 14 Abs. 1 Saisonier-RL eine 
maximale Aufenthaltsdauer für Saisoniers festzulegen, die mindestens fünf und höchstens neun Monate 
innerhalb eines Zwölfmonatszeitraums beträgt. Unter Einhaltung der maximalen Aufenthaltsdauer muss 
dem Drittstaatsangehörigen außerdem gemäß Art. 15 Saisonier-RL die Verlängerung eines Visums im 
Inland ermöglicht werden. Nach Ablauf der maximalen Aufenthaltsdauer muss der Drittstaatsangehörige 
hingegen das Hoheitsgebiet des Mitgliedstaats verlassen. 

Visa D aus besonders berücksichtigungswürdigen Gründen 
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Mit dem neu geschaffenen Visum D aus besonders berücksichtigungswürdigen Gründen (§ 22a) sowie 
der Verlängerung eines Visums für Saisoniers ist es nunmehr möglich, bei Vorliegen besonderer 
Umstände ausnahmsweise auch ein Visum D im Inland zu erlangen. 

Ausstellung von Visa mit einer längeren als sechsmonatigen Gültigkeitsdauer 

Nach geltender Rechtslage werden Visa D grundsätzlich mit einer Gültigkeitsdauer von mehr als 90 
Tagen aber bis zu längstens sechs Monaten ausgestellt. Es wird nun die Möglichkeit eröffnet, Visa D für 
längerfristige Aufenthalte im Bundesgebiet sowie Visa D zu Erwerbszwecken unter Einhaltung 
bestimmter Bedingungen – etwa im Falle eines Visums betreffend Saisoniers einerseits und zur Erteilung 
von Visa D aus besonders berücksichtigungswürdigen Gründen (§ 22a) im Rahmen der sogenannten 
„Working-Holiday-Programme“ andererseits – für bis zu 9 bzw. 12 Monate auszustellen. 

Asylgesetz 2005 

In Hinblick auf straffällige Asylberechtigte wird nunmehr ausdrücklich vorgesehen, dass ein Verfahren 
zur Asylaberkennung nicht erst bei rechtskräftiger Verurteilung sondern bereits bei Anklagerhebung bzw. 
Betreten auf frischer Tat bei Begehung eines Verbrechens einzuleiten ist. Dieses Verfahren ist diesfalls 
beschleunigt, dh. binnen einem Monat, zu erledigen. Die Mitwirkungspflichten von Asylwerbern werden 
in Bezug auf die Vorlage zur Verfügung stehender ärztlicher Gutachten und medizinischer Befunde, die 
im weiteren Verfahren oder für die Grundversorgung von Belang sind, ergänzt. In Hinblick auf das 
Familienverfahren im Inland und Anträge auf Einreise bei Vertretungsbehörden erfolgen vor dem 
Hintergrund unionsrechtlicher Vorgaben geringfügige Anpassungen. 

BFA-Verfahrensgesetz 

Im BFA-VG sind nur eine Anpassung der Zustellungsvorschriften (§ 11) und geringfügige 
Verweisanpassungen sowie Anpassungen des 6. Hauptstücks (Erkennungs- und Ermittlungsdienst) 
vorgesehen. 

Grundversorgungsgesetz – Bund 2005 

Geeignete und besonders geschulte Mitarbeiter der Betreuungsstellen sollen nach dem Vorbild bewährter 
Regelungen des BFA-VG, BFA-G und FPG zur Durchsetzung des Betretungsverbotes und der 
Hausordnung zur Ausübung von Befehls- und Zwangsgewalt ermächtigt werden können. Im Hinblick auf 
die für Asylwerber bestehende Möglichkeit der Ausführung gemeinnütziger Hilfstätigkeiten für Bund, 
Land oder Gemeinde wird nunmehr klargestellt, dass auch Hilfstätigkeiten für von Bund, Ländern und 
Gemeinden verschiedene Rechtsträger, die nicht auf Gewinn gerichtet sind und nicht im allgemeinen 
Wettbewerb stehen, umfasst sind, sofern sie ausschließlich im direkten oder indirekten Eigentum einer 
oder mehrerer dieser Gebietskörperschaften stehen. 

Grenzkontrollgesetz 

Im GrekoG werden nur geringfügige terminologische Anpassungen vorgenommen. 

Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Änderung des Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetzes) 

Zu Z 1 bis 4 (Inhaltsverzeichnis) 

Die Änderungen stellen notwendige Adaptierungen des Inhaltsverzeichnisses dar. 

Zu Z 5 (§ 1 Abs. 1): 

In Umsetzung des Art. 22 der ICT-Richtlinie – insbesondere dessen Absatz 4, welcher im Falle einer 
zustimmenden Entscheidung über den Antrag auf langfristige Mobilität durch den zweiten Mitgliedstaat 
die Ausstellung eines Aufenthaltstitels nach der Verordnung (EG) Nr. 1030/2002 vorsieht – sind vom 
Geltungsbereich des NAG nunmehr auch Aufenthalte von weniger als sechs Monaten umfasst. Dies 
betrifft Fälle, in denen ein Drittstaatsangehöriger über einen Aufenthaltstitel „ICT“ eines anderen 
Mitgliedstaats verfügt und von seinem Recht auf Mobilität von mehr als 90 Tagen Gebrauch macht. In 
diesen Fällen wird bei Vorliegen der Voraussetzungen eine Aufenthaltsbewilligung als mobiler 
unternehmensintern transferierter Arbeitnehmer („mobile ICT“) für die Dauer des Transfers in Österreich 
ausgestellt. 

Zu Z 6 und 14 (§ 2 Abs. 1 Z 15 und § 11 Abs. 6): 

Erfahrungen in der Praxis haben gezeigt, dass in mehreren Fällen mitunter eine Haftungserklärung zum 
Nachweis der Erfüllung der Voraussetzung des § 11 Abs. 2 Z 3 (Krankenversicherungsschutz) vorgelegt 
wurde, aber nach Erteilung des Aufenthaltstitels keine Krankenversicherung für den betroffenen Fremden 
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abgeschlossen wurde, was zu Problemen im Erkrankungsfall des Fremden geführt hat. Da das Vorliegen 
eines Krankenversicherungsschutzes eine zentrale allgemeine Voraussetzung für die Erteilung eines jeden 
Aufenthaltstitels darstellt, wird durch Adaptierung der §§ 2 Abs. 1 Z 15 und 11 Abs. 6 sichergestellt, dass 
derartige Fälle nicht mehr auftreten können. Dementsprechend ist ein Krankenversicherungsschutz 
jedenfalls für die Erteilung eines Aufenthaltstitels auch in den Fällen, bei denen die Vorlage einer 
Haftungserklärung zulässig ist, erforderlich. Da die Kosten für die Krankenversicherungsbeiträge 
regelmäßige Aufwendungen im Sinne von § 11 Abs. 5 darstellen, können diese jedoch durch die 
Haftungserklärung nach wie vor im Rahmen der Zurverfügungstellung entsprechender Unterhaltsmittel 
vom Haftenden übernommen werden. 

Zu Z 7, 10 und 27 (§ 2 Abs. 3, § 8 Abs. 3, § 21a Abs. 2 und § 45 Abs. 2): 

Es handelt sich dabei lediglich um Zitatanpassungen. 

Zu Z 8 und 9 (§ 8 Abs. 1 Z 9 bis 12): 

Die Anpassung von § 8 ist in Folge der neuen Niederlassungsbewilligungen für Künstler, Sonderfälle 
unselbständiger Erwerbstätigkeit und Forscher erforderlich. 

Zu Z 11 (§ 10 Abs. 3 Z 1 und Abs. 5): 

Die Klarstellung in Abs. 3 dient der Bereinigung eines redaktionellen Versehens. Durch die Adaptierung 
des Abs. 5 ergibt sich, dass, wenn die Entscheidung eines Verwaltungsgerichtes der Länder, welche die 
Grundlage für die Ausfolgung eines Aufenthaltstitels oder einer Dokumentation darstellte, nachträglich 
im Rechtsweg oder amtswegig vom Verwaltungsgericht selbst behoben wird, das auf Basis der nunmehr 
aufgehobenen Entscheidung ausgefolgte Dokument der Behörde abgegeben werden muss. 

Zu Z 12 und 13 (§ 11 Abs. 2 Z 5 bis 7 und Abs. 3): 

Die Änderung erfolgt in Umsetzung des Art. 12 Abs. 2 der ICT-Richtlinie, wonach die Mitgliedstaaten 
verlangen können, dass zwischen dem Ende der Höchstdauer eines Transfers von drei Jahren für 
Führungskräfte und Spezialisten bzw. einem Jahr für Trainees und der Einreichung eines neuen Antrags 
für denselben Drittstaatsangehörigen für die Zwecke der Richtlinie in demselben Mitgliedstaat ein 
Zeitraum von bis zu sechs Monate liegen muss. Eine Aufenthaltsbewilligung als unternehmensintern 
transferierter Arbeitnehmer („ICT“) oder als mobiler unternehmensintern transferierter Arbeitnehmer 
(„mobile ICT“) kann daher grundsätzlich nicht erteilt werden, wenn zwischen der Ausreise in einen 
Drittstaat nach Ablauf der Höchstaufenthaltsdauer von einem bzw. drei Jahren und der neuerlichen 
Antragstellung nicht bereits sechs Monate vergangen sind. 

Um den Vorgaben des Art. 7 Abs. 5 der ICT-Richtlinie zu entsprechen, wonach vor der Ablehnung eines 
Antrags aus Gründen des Art. 12 Abs. 2 die konkreten Umstände des Einzelfalles zu berücksichtigen sind 
und der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit einzuhalten ist, wurde in § 11 Abs. 3 ein Verweis auf § 11 
Abs. 2 Z 7 aufgenommen. Eine Prüfung unter Berücksichtigung der konkreten Umstände des Einzelfalls 
ist dadurch entsprechend gewährleistet. 

Zu Z 15 (§ 12 Abs. 7): 

Es ist sachgerecht, dass die Aufschiebung der Entscheidung über Anträge durch die Behörde unabhängig 
von der rechtskräftigen Vergabe bisheriger Quotenplätze bereits dann endet, wenn wieder neue 
Quotenplätze vorhanden sind. Dies ist auch dann der Fall, wenn auf Grund der neuen (nächstfolgenden) 
Niederlassungsverordnung wieder freie Quotenplätze bereitstehen. 

Zu Z 16, 17 und 20 (§ 14a Abs. 1, 2, 3 und Abs. 5 Z 3 sowie § 20 Abs. 1a): 

Da in Umsetzung der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes künftig Künstler und bestimmte vom 
AuslBG ausgenommene Personen eine Niederlassungsbewilligung und damit Zugang zum 
Aufenthaltstitel „Daueraufenthalt – EU“ erhalten, ist es sachgerecht, diese Drittstaatsangehörigen und ihre 
Familienangehörigen in den Anwendungsbereich der Integrationsvereinbarung aufzunehmen. Für diese 
Drittstaatsangehörigen soll auch das Anreizsystem des § 20 Abs. 1a gelten, dh. Aufenthaltstitel können 
nach zweijähriger Niederlassung und Erfüllung der Integrationsvereinbarung für drei Jahre erteilt werden 
(1+1+3). 

Für Forscher kann auf Grund europarechtlicher Vorgaben (Richtlinie 2016/801/EU) die Verpflichtung zur 
Erfüllung der Integrationsvereinbarung nicht vorgesehen werden. Um jedoch einen Anreiz zum Erwerb 
von Kenntnissen der deutschen Sprache zu schaffen, können Inhaber der „Niederlassungsbewilligung – 
Forscher“ nach zweijähriger Niederlassung bei freiwilliger Erfüllung des Moduls 1 der 
Integrationsvereinbarung einen dreijährigen Aufenthaltstitel erlangen. Familienangehörige von Forschern 
sind zum Eingehen und Erfüllen der Integrationsvereinbarung verpflichtet, soweit nicht schon ein anderer 
Erfüllungstatbestand wie insb. § 14a Abs. 4 Z 3 greift. 
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Künftig sollen Drittstaatsangehörige, die von Beginn an keinen längeren als zweijährigen Aufenthalt in 
Österreich anstreben, durch Verzicht auf einen zweiten Verlängerungsantrag nicht in den 
Anwendungsbereich der Integrationsvereinbarung fallen. Dies scheint sachgerecht, da 
Drittstaatsangehörige für das Erlernen von vertieften elementaren Sprachkentnnissen auf dem A2-Niveau 
des Gemeinsamen Europäischen Referenzrahmens für Sprachen zwei Jahre Zeit haben und durch den 
Erwerb von Sprachkentnnissen eine Basis für die erfolgreiche Integration geschaffen werden soll. Da ein 
Widerruf des Verzichts nicht möglich sein soll, muss der Fremde, falls er sich doch für einen längeren 
Aufenthalt in Österreich entscheidet, neuerlich einen Erstantrag stellen und ist dann mit der Erteilung des 
neuen Aufenthaltstitels zur Erfüllung der Integrationsvereinbarung verpflichtet. Um einen Missbrauch der 
Bestimmung durch Stellung eines Erstantrags kurz nach Ablauf des alten Aufenthaltstitels unter 
neuerlicher Abgabe eines Verzichts zu verhindern, wird ein Durchrechnungszeitraum von vier Jahren 
vorgesehen. 

Forscher, denen eine Niederlassungsbewilligung für zwei Jahre erteilt werden kann, fallen nicht in den 
Anwendungsbereich dieser Bestimmung, da sie ohnedies nicht zur Erfüllung der Integrationsvereinbarung 
verpflichtet sind. 

Zu Z 18 (§ 16 Abs. 5): 

Aktuell gibt es Kursträger, die mit dem Status „ÖIF-zertifizierter Kursträger“ werben, tatsächlich jedoch 
keine Deutsch-Integrationskurse durchführen. Es scheint daher der Status „ÖIF-zertifizierter Kursträger“ 
jenen Kursträgern einen Wettbewerbsvorteil gegenüber solchen zu verschaffen, die eine ÖIF-
Zertifizierung nicht aufweisen können. 

Gegenstand der Zertifizierung des ÖIF ist dem Wortlaut des § 16 Abs. 2 zufolge jedoch nicht der 
Kursträger, sondern sind die von ihm angebotenen Deutsch-Integrationskurse. Die Qualitätssicherung des 
ÖIF im Hinblick auf die zertifizierten Deutsch-Integrationskurse erfolgt im Rahmen von gesetzlich 
vorgesehenen, stichprobenartigen Evaluierungen der angebotenen Deutsch-Integrationskurse. 

Daher ist zur Qualitätssicherung des Status „ÖIF-zertifizierter Kursträger“ die tatsächliche Durchführung 
von Deutsch-Integrationskursen unerlässlich. Die geplante Adaptierung soll sicherstellen, dass vom ÖIF 
zertifizierte Kursträger auch tatsächlich Deutsch-Integrationskurse abhalten und den Status „ÖIF-
zertifizierter Kursträger“ nicht lediglich zu ihrem Wettbewerbsvorteil nutzen. Darüber hinaus soll diese 
Anpassung auch der Rechtssicherheit der Betroffenen dienen, damit diese bei der Auswahl eines 
Kursträgers nicht vom Anschein eines vom ÖIF zertifizierten Kursträgers in die Irre geleitet werden. 

Zu Z 19 und 48 (§ 19 Abs. 10 und § 45 Abs. 1): 

Nach ständiger Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes haben Verwaltungsgerichte in der Sache 
selbst zu entscheiden und – ungeachtet dessen, dass bei positiver Erledigung eines Antrages auf 
Titelerteilung durch die Verwaltungsbehörde der Aufenthaltstitel gemäß § 1 NAG-DV als Karte 
ausgestellt wird – den beantragten Aufenthaltstitel selbst in konstitutiver Weise zu erteilen (VwGH vom 
15.12.2015, Ra 2015/22/0125 und Ra 2015/22/0121). Es wird vorgeschlagen, nun auch im Gesetz 
ausdrücklich entsprechend der bisherigen Vorgangsweise festzuhalten, dass die Behörde auch nach der 
Erteilung eines Aufenthaltstitels durch ein Verwaltungsgericht der Länder eine Aufenthaltstitelkarte 
beauftragt und ausfolgt. Damit soll dem Bedürfnis Fremder nach zusätzlicher Ausfolgung einer 
Aufenthaltstitelkarte sowie den sich aus dem Unionsrecht ergebenden Verpflichtungen (VO 1030/2002) 
Rechnung getragen werden. 

Erteilt das Verwaltungsgericht mit Erkenntnis konstitutiv einen Erstaufenthaltstitel, besteht zwischen der 
Berechtigung zur Niederlassung und der tatsächlichen Niederlassung auf Grund des erteilten 
Aufenthaltstitels in Österreich bei Auslandsantragsstellung notwendigerweise eine gewisse Divergenz. 
Auf Grund unionsrechtlicher Vorgaben (RL 2003/109) wird – wie schon in § 20 Abs. 1a – in 
sachgerechter Weise auf den tatsächlichen Aufenthalt im Bundesgebiet abgestellt, weshalb diese 
Präzisierung vorgeschlagen wird. 

Zu Z 21, 30 und 44 (§ 21 Abs. 2 Z 4 und Z 5, § 23 Abs. 4 und § 41a Abs. 10): 

Die Adaptierung von § 21 Abs. 2 Z 5 soll gewährleisten, dass für die Frage der zulässigen 
Inlandsantragstellung der Grund der Visumbefreiung des Fremden unbeachtlich ist (visumsfreier 
Aufenthalt gemäß Anhang II zur Verordnung (EG) Nr. 539/2001 oder aufgrund Innehabung eines 
Aufenthaltstitels eines anderen Mitgliedstaates des Schengenraums). Dementsprechend ist ein 
grundsätzlich visumpflichtiger Fremder, der beispielsweise auf Grundlage des Schengener 
Durchführungsübereinkommens (SDÜ) kein Visum benötigt, genauso wie ein an sich zur visumfreien 
Einreise berechtigter Fremder, der im Einzelfall aber über ein Visum C oder Visum D verfügt, berechtigt 
im Inland einen Antrag zu stellen. Dies entspricht dem bereits langjährigen Vollzug. 
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Die einschränkende Regelung des § 23 Abs. 4 entspricht nicht mehr den Bedürfnissen der Praxis und ist 
nicht mehr zeitgemäß, weshalb sie aufzuheben ist. Durch die Adaptierung von § 21 Abs. 2 Z 4 wird dem 
Entfall des § 23 Abs. 4 Rechnung getragen. 

Auf Grund des Entfalls von § 23 Abs. 4 muss § 41a Abs. 10 Z 2 ebenso entfallen. 

Zu Z 22 und 23 (§ 21 Abs. 2 Z 6 und 9): 

Diese Anpassung ist in Folge der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes und der dadurch 
bedingten Schaffung neuer Niederlassungsbewilligungen erforderlich. Fremde, die nunmehr an Stelle 
einer „Aufenthaltsbewillgung – Sonderfälle unselbständiger Erwerbstätigkeit“ eine 
„Niederlassungsbewilligung – Sonderfälle unselbständiger Erwerbstätigkeit“ beantragen können, sollen 
weiterhin zur Inlandsantragstellung berechtigt sein. 

Zu Z 24 (§ 21 Abs. 2 Z 10 und 11): 

Gemäß Art. 22 Abs. 2 lit. c der ICT-Richtlinie ist unternehmensintern transferierten Arbeitnehmern, die 
über einen Aufenthaltstitel „ICT“ eines anderen Mitgliedstaats verfügen, eine Inlandsantragstellung zu 
ermöglichen. Dementsprechend werden Drittstaatsangehörige, die über einen Aufenthaltstitel „ICT“ eines 
anderen Mitgliedstaates verfügen, in den Katalog der Ausnahmebestimmungen des Abs. 2 aufgenommen. 

Dem unternehmensintern transferierten Arbeitnehmer ist nach den Vorgaben der ICT-Richtlinie überdies 
bei Vorliegen der in Art. 22 Abs. 2 lit. d der Richtlinie genannten Voraussetzungen zu gestatten, im 
zweiten Mitgliedstaat bis zur Entscheidung über den Antrag zu arbeiten. In diesem Sinne ist bis zur 
Entscheidung über den Antrag auch ein entsprechendes Aufenthaltsrecht einzuräumen und ist der 
Antragsteller daher bis zur rechtskräftigen Entscheidung über den Antrag rechtmäßig im Bundesgebiet 
aufhältig, solange der Aufenthaltstitel des ersten Mitgliedstaats Gültigkeit besitzt. 

Zu Z 25 (§ 21 Abs. 7): 

Gemäß Art. 2 Abs. 1 der ICT-Richtlinie gilt die Richtlinie für Drittstaatsangehörige, die zum Zeitpunkt 
der Antragstellung ihren Aufenthalt außerhalb des Hoheitsgebiets der Mitgliedstaaten haben und im 
Rahmen eines unternehmensinternen Transfers als Führungskraft, Spezialist oder Trainee gemäß der 
Richtlinie einen Antrag auf Zulassung in das Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats stellen oder die 
Zulassung erhalten haben. Gemäß Art. 11 Abs. 2 der ICT-Richtlinie ist in diesem Sinne der Antrag auf 
einen Aufenthaltstitel für unternehmensintern transferierte Arbeitnehmer zu stellen, solange der 
Drittstaatsangehörige seinen Aufenthalt außerhalb des Hoheitsgebiets des Mitgliedstaats hat, für den eine 
Zulassung beantragt wird. Um diesen Vorgaben der Richtlinie zu entsprechen, ist im Falle der 
erstmaligen Erteilung einer Aufenthaltsbewilligung als unternehmensintern transferierter Arbeitnehmer 
(§ 58) zwingend eine Auslandsantragstellung vorgesehen und finden die Ausnahmebestimmungen des 
Abs. 2 bis 6 auf diese Personengruppe keine Anwendung. 

Zu Z 26, 29 und 65 (§ 21a Abs. 1, 6 und 7 und § 77 Abs. 2 Z 4 und 6): 

Die Bezeichnung „Kurszeugnis“ wurde ausschließlich für den Nachweis des Abschlusses eines 
Deutsch-Integrationskurses nach Modul 2 der Integrationsvereinbarung gem § 14ff NAG idF BGBl. I 
Nr. 100/2005 (somit der „alten“ Integrationsvereinbarung) verwendet. Auf Grund des Auslaufens der 
Übergangsfristen kann die Bezeichung daher entfallen. 

Da in Umsetzung der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes künftig Künstler und bestimmte vom 
AuslBG ausgenommene Personen eine Niederlassungsbewilligung und damit Zugang zum 
Aufenthaltstitel „Daueraufenthalt – EU“ erhalten, ist es sachgerecht, diese Drittstaatsangehörigen und ihre 
Familienangehörigen in den Anwendungsbereich der Regelung „Deutsch vor Zuzug“ aufzunehmen. 
Damit wird der Grundstein für die im Hinblick auf die nunmehr mögliche dauerhafte Niederlassung 
erforderliche Integration der Drittstaatsangehörigen in Österreich gelegt. Forscher und deren 
Familienangehörige können in Umsetzung der Richtlinie 2016/801/EU nicht zum Nachweis von 
Kenntnissen der deutschen Sprache vor Zuzug nach Österreich verpflichtet werden (vgl. Art. 26 Abs. 3 
RL 2016/801/EU). Beabsichtigt ein Drittstaatsangehöriger von Beginn an keinen längeren Aufenthalt, hat 
er die Möglichkeit, durch Verzicht auf einen zweiten Verlängerungsantrag sich bis zu 24 Monate in 
Österreich aufzuhalten, ohne Grundkenntnisse der deutschen Sprache zur elementaren Sprachverwendung 
nachweisen zu müssen (vgl. § 14a Abs. 5). 

Die Anpassung der Zitate war in Folge der neuen Niederlassungsbewilligungen für Künstler, Sonderfälle 
unselbständiger Erwerbstätigkeit und Forscher erforderlich. 

Zu Z 28 (§ 21a Abs. 4 Z 2, 3, 4 und 5): 

In Z 3 wird lediglich eine Zitatanpassung vorgenommen. 
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Die neue Z 4 dient der Umsetzung europarechtlicher Vorgaben (Art. 7 Abs. 2 2. Unterabsatz der 
Familienzusammenführungsrichtlinie). 

Durch Z 5 wird klargestellt, dass Fremde, die keine längere Niederlassung in Österreich beabsichtigen, 
auch von der Verpflichtung des Nachweises von elementarsten Deutschkenntnissen befreit sind. Siehe 
auch § 14a Abs. 5 Z 3. 

Zu Z 31 (§ 24 Abs. 5): 

Die Bestimmung ist das Anschlussstück zu § 14a Abs. 5 Z 3 und dient der Klarstellung, dass nach 
vorangegangenem unwiderruflichen Verzicht des Drittstaatsangehörigen auf einen zweiten 
Verlängerungsantrag ein dennoch gestellter Verlängerungsantrag ohne weiteres Verfahren abzuweisen ist. 

Zu Z 32 (§ 28 Abs. 6): 

Die Erweiterung dieses Entzugstatbestands auf Aufenthaltstitel gemäß §§ 58 und 58a resultiert aus der 
Einführung der Aufenthaltsbewilligungen als unternehmensintern transferierter Arbeitnehmer („ICT“) 
und als mobiler unternehmensintern transferierter Arbeitnehmer („mobile ICT“) in Umsetzung der ICT-
Richtlinie. Teilt das Arbeitsmarktservice mit, dass die jeweiligen Voraussetzungen nach dem AuslBG 
nicht mehr vorliegen, hat die Niederlassungsbehörde den jeweiligen Titel zu entziehen. Mit der 
Erweiterung des Entzugstatbestands auf § 43a Abs. 1 Z 1 (nunmehrige „Niederlassungsbewilligung –
 Künstler“ im Falle der Unselbständigkeit, für die bereits seit Inkrafttreten des FNG-Anpassungsgesetzes 
am 01. Jänner 2014 in Umsetzung der Richtlinie 2011/98/EU ein „One-Stop-Shop“-Verfahren 
vorgesehen ist) wurde ein redaktionelles Versehen beseitigt. Die Aufnahme des letzten Satzes, wonach im 
Falle der Entziehung eines Aufenthaltstitels gemäß §§ 58 oder 58a der Bescheid auch der aufnehmenden 
Niederlassung zuzustellen ist, ergeht in Umsetzung des Art. 15 Abs. 3 der ICT-Richtlinie. 

Zu Z 33, 37, 42, 47, 53, 63 und 64 (§§ 30 Abs. 1, 35 Abs. 1, 41a Abs. 1, 2, 7 und 11, 44a, 54 Abs. 5, 71 
Abs. 1 und 77 Abs. 1 Z 5): 

Hiebei handelt es sich jeweils um die Bereinigung eines Redaktionsversehens. 

Zu Z 34 (§ 33 Abs. 2): 

In Umsetzung des Art. 11 Abs. 5 der ICT-Richtlinie hat der Antragsteller das Recht, einen Antrag in 
einem einheitlichen Antragsverfahren zu stellen. Für die Erteilung eines Aufenthaltstitels gemäß §§ 58 
oder 58a wird daher ebenso wie bei der „Rot-Weiß-Rot – Karte“ und der „Blauen Karte EU“ ein „One-
Stop-Shop“-Verfahren vorgesehen und § 33 Abs. 2 daher dahingehend ergänzt, dass auch Mitteilungen 
gemäß § 20f Abs. 1 oder 2 AuslBG gegebenenfalls von der Behörde von Amts wegen einzuholen sind. In 
den Fällen des § 20f Abs. 4 AuslBG – dh. im Rahmen der Erteilung eines Aufenthaltstitels an 
Familienangehörige von Inhabern eines Aufenthaltstitels gemäß §§ 58 oder 58a – gilt dies jedoch nur 
dann, wenn der Antragsteller auch einen Zugang zum Arbeitsmarkt beantragt. 

Mit der Änderung des Verweises auf § 20d Abs. 1 AuslBG wird ein redaktionelles Versehen beseitigt. 

Zu Z 35 (§ 33 Abs. 3): 

Gemäß Art. 19 Abs. 6 der ICT-Richtlinie haben Familienangehörige des unternehmensintern 
transferierten Arbeitnehmers, denen eine Familienzusammenführung gewährt wurde, abweichend von 
Art. 14 Abs. 2 der Richtlinie 2003/86/EG („Familienzusammenführungsrichtlinie“) und unbeschadet des 
in den einschlägigen Bestimmungen der Beitrittsakten niedergelegten Grundsatzes der Präferenz für 
Unionsbürger Anspruch auf Zugang zu einer unselbständigen oder selbständigen Erwerbstätigkeit im 
Hoheitsgebiet des Mitgliedstaats, der den Aufenthaltstitel für den Familienangehörigen ausgestellt hat. 
Um eine Prüfung und Anwendung des in den einschlägigen Bestimmungen der Beitrittsakten 
niedergelegten Grundsatzes der Präferenz für Unionsbürger gewährleisten zu können, wird in dem neuen 
Abs. 3 des § 33 vorgesehen, dass sich die Berechtigung zur Ausübung einer unselbständigen 
Erwerbstätigkeit für Familienangehörige von Inhabern einer Aufenthaltsbewilligung als 
unternehmensintern transferierter Arbeitnehmer (§ 58) oder einer Aufenthaltsbewilligung als mobiler 
unternehmensintern transferierter Arbeitnehmer (§ 58a) nach der schriftlichen Mitteilung der regionalen 
Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice gemäß § 20f Abs. 4 AuslBG richtet. Die Eintragung betreffend 
den Zugang zum Arbeitsmarkt am Aufenthaltstitel ist somit rein deklarativ. 

Kommt die zuständige regionale Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice im Rahmen ihrer Prüfung 
gemäß § 20f Abs. 4 AuslBG zu dem Ergebnis, dass dem antragstellenden Familienangehörigen vor dem 
Hintergrund der oben angeführten Unionsbürgerpräferenz kein Anspruch auf Ausübung einer 
unselbständigen Erwerbstätigkeit zukommt, hat die regionale Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice die 
Zulassung zu versagen und den diesbezüglichen Bescheid unverzüglich der Niederlassungsbehörde zur 
Zustellung an den Arbeitgeber und den Drittstaatsangehörigen zu übermitteln (vgl. § 20f Abs. 4 iVm 
§ 20d Abs. 1 AuslBG). Liegen die sonstigen Voraussetzungen des NAG vor, wird durch die 
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Niederlassungsbehörde eine Aufenthaltsbewilligung gemäß § 69 ohne Eintrag zur Berechtigung zur 
Ausübung einer unselbständigen Erwerbstätigkeit ausgestellt. Eine Beschwerde hinsichtlich des Umfangs 
der Berechtigung zur Ausübung einer unselbständigen Erwerbstätigkeit ist ausschließlich gegen die 
Entscheidung der regionalen Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice gemäß § 20f Abs. 4 iVm § 20d 
Abs. 1 AuslBG zulässig. Der Instanzenzug gegen die Verweigerung des Arbeitsmarktzugangs richtet sich 
demnach nach den Bestimmungen des § 20g AuslBG an das Bundesverwaltungsgericht. 

Wird ein Bescheid der regionalen Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice gemäß § 20f Abs. 4 iVm § 20d 
Abs. 1 AuslBG nachträglich im Rechtsweg behoben und ergeht daraufhin eine schriftliche Mitteilung der 
regionalen Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice gemäß § 20f Abs. 4 AuslBG, wonach nunmehr doch 
die Berechtigung zur Ausübung einer unselbständigen Erwerbstätigkeit vorliegt, ist von der 
Niederlassungsbehörde ohne weiteres von Amts wegen ein Aufenthaltstitel gemäß § 69 mit 
entsprechendem Zweckumfang bis zum Ende der ursprünglichen Gültigkeitsdauer an den 
antragstellenden Familienangehörigen auszustellen. Der Aufenthaltstitel ist diesfalls gebührenfrei zu 
erteilen. Jener Aufenthaltstitel, der zuvor aufgrund der negativen Entscheidung der regionalen 
Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice ohne Zugang zu einer unselbständigen Erwerbstätigkeit 
ausgestellt wurde, wird gemäß § 10 Abs. 3 Z 1 aufgrund der amtswegigen Erteilung des neuen 
Aufenthaltstitels mit überschneidender Gültigkeitsdauer gegenstandslos und ist gemäß § 10 Abs. 5 an die 
Niederlassungsbehörde abzuliefern. 

Die Ausübung einer selbständigen Erwerbstätigkeit ist – unbeschadet zusätzlicher Berechtigungen nach 
anderen Bundes- oder Landesgesetzen – in jedem Fall möglich (vgl. § 32). 

Zu Z 36 (§ 34 Abs. 2): 

Die Speicherung der Sozialversicherungsnummer kann im Verfahren nach dem NAG erforderlich sein, 
zumal Informationen über aufrecht bestehenden Krankenversicherungsschutz und – in bestimmten 
Verfahren – Zeiten der Erwerbstätigkeit Erteilungsvoraussetzungen darstellen. Dementsprechend ist die 
Verarbeitung der Sozialversicherungsnummer in der Zentralen Verfahrensdatei gemäß § 36 weiterhin 
zulässig. Durch die Anpassung wird dem Bedürfnis der Praxis, die Sozialversicherungsnummer auch als 
Suchkriterium zu verwenden, Rechnung getragen. 

Verfahrensdaten sind derzeit, sobald sie nicht mehr benötigt werden, jedoch spätestens nach zehn Jahren 
zu löschen. In der Praxis hat sich gezeigt, dass diese Frist vor dem Hintergrund des Erwerbstatbestands 
des § 12 Abs. 1 Z 1 lit. b StbG, wonach Fremde nach mindestens 15 Jahren rechtmäßigen und 
ununterbrochenen Aufenthalts im Bundesgebiet die Staatsbürgerschaft erwerben können, zu kurz 
bemessen ist. Um Schwierigkeiten bei der Prüfung des Tatbestands gemäß § 12 Abs. 1 Z 1 lit. b StbG, die 
sich letztlich zu Ungunsten des Fremden auswirken, zu vermeiden, wird die längere Speicherdauer von 
Verfahrensdaten nach dem NAG vorgeschlagen. 

Durch den eingefügten Satz wird die bewährte Regelung des § 98 Abs. 2 FPG ins NAG übernommen. 
Konsequenterweise wird auch für die niederschwelligere Datenanwendung gemäß § 36 die Möglichkeit 
zur Feststellung der Gesamtzahl der Datensätze eines Dritten vorgesehen. Dies insbesondere auch im 
Hinblick auf die Möglichkeit von Kontrollmechanismen im Zusammenhang mit Haftungserklärungen. 

Zu Z 38 und 39 (§ 36 Abs. 1 und Abs. 2): 

Durch die vorgeschlagene Bestimmung wird die rechtliche Grundlage für eine Einbindung der 
Landesverwaltungsgerichte in die Zentrale Verfahrensdatei nach dem NAG geschaffen. Dies ist auf 
Grund der Einführung der Verwaltungsgerichtsbarkeit erforderlich. 

Zu Z 40 (§ 36 Abs. 5): 

Der vorgeschlagene Abs. 5 gewährleistet die Aktualität der Wohnsitzdaten und die Datenrichtigkeit. Es 
ist eine datenschutzrechtliche Notwendigkeit, dass die richtigen Daten zu den in der Zentralen 
Verfahrensdatei erfassten Fremden verarbeitet werden. Ein wesentliches Hilfsmittel zur Gewährleistung 
der Datenrichtigkeit ist das Zentrale Melderegister. Durch die Regelung ist sichergestellt, dass die 
Wohnsitzdaten jederzeit richtig sind und aktuell bereit stehen. Diese sind letztlich auch entscheidend für 
die örtliche Zuständigkeit im NAG-Verfahren. 

Zu Z 41 (§ 40 Abs. 1): 

Die Erhebung des Zielstaats bei einer weiteren Migration aus Österreich schon bei Antragstellung hat sich 
in der Praxis nicht bewährt. Künftig wird diese Information daher nicht mehr erhoben, was auch der 
Verwaltungsvereinfachung dient. 

Zu Z 43 (§ 41a Abs. 4 Z 2): 

Auf Grund der neuen Niederlassungsbewilligung für Forscher war eine Anpassung erforderlich. 
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Zu Z 45, 58 und 59 (§§ 43a bis 43d, 61, 62 Z 2, 67 und 68): 

Mit Erkenntnissen vom 19.04.2016, Ro 2015/22/0010, vom 07.06.2016, Ro 2016/22/0008, und vom 
20.07.2016, Ro 2016/22/0011, sprach der VwGH im Zusammenhang mit der bisherigen 
Aufenthaltsbewilligung Künstler aus, dass die innerstaatliche Ausgestaltung der Aufenthaltsbewilligung 
„Künstler“ als Aufenthaltstitel für einen bloß vorübergehenden befristeten Aufenthalt den 
Drittstaatsangehörigen nicht daran hindere, langfristig ansässig zu sein und es dem Beschwerdeführer 
daher aufgrund der unmittelbaren Anwendbarkeit der Daueraufenthaltsrichtlinie (RL 2003/109/EG) 
zustehe, direkt von einer Aufenthaltsbewilligung „Künstler“ auf einen Aufenthaltstitel „Daueraufenthalt – 
EU“ umzusteigen. Aufgrund dieser Judikatur ist eine Überarbeitung des NAG unter der Prämisse der 
weitestgehenden Beibehaltung der Systematik des NAG (Unterscheidung zwischen bloß 
vorübergehenden Aufenthaltsbewilligungen und Niederlassungsbewilligungen, die einen längerfristigen 
Aufenthalt mit der Möglichkeit des Erwerbs eines „Daueraufenthalt – EU“ ermöglichen) erforderlich. 

Es wird daher vorgeschlagen, die bisherigen Aufenthaltsbewilligungen für Künstler (§ 61) und für 
Forscher (§ 67) als „Niederlassungsbewilligung – Künstler“ (§ 43a) und „Niederlassungsbewilligung –
 Forscher“ (§ 43c) in die bestehende Systematik des NAG zu überführen. Die bisherige 
Aufenthaltsbewilligung für Sonderfälle unselbständiger Erwerbstätigkeit musste auf Grund der erfassten 
unterschiedlichen Personengruppen aufgesplittet werden. Für jene Personen, deren Aufenthalt nicht als 
bloß vorübergehend angesehen werden kann, wird eine „Niederlassungsbewilligung – Sonderfälle 
unselbständiger Erwerbstätigkeit“ geschaffen. Jene Personen, deren Aufenthaltsgenehmigung schon 
durch den mit dem Aufenthalt verfolgten Zweck einer zeitlichen Beschränkung unterliegt, z.B. Au-Pairs 
oder Drittstaatsangehörige, die im Rahmen eines Austauschprogramms nach Österreich kommen, sowie 
Fremde, die als Besatzungsmitglieder in der grenzüberschreitenden See- und Binnenschifffahrt arbeiten, 
können unverändert eine Aufenthaltsbewilligung beantragen. Diese Personen sind vom 
Anwendungsbereich der RL 2003/109/EG nach deren Art. 3 Abs. 2 lit. e leg. cit. ausgenommen. 

Keinen Anpassungsbedarf gab es bei den Aufenthaltsbewilligungen Betriebsentsandte (§ 59), 
Selbständige (§ 60) und Sozialdienstleistende (§ 66), da diese Personengruppen von ihrem 
Aufenthaltszweck her explizit von der Daueraufenthaltsrichtlinie ausgenommen sind bzw. in zeitlicher 
Hinsicht eine förmliche Begrenzung aufweisen und damit vom Anwendungsbereich der 
Daueraufenthaltsrichtlinie ausgenommen sind (Art. 3 Abs. 2 lit. e RL 2003/109/EG). Selbständige, die 
einen dauerhaften Aufenthalt in Österreich anstreben und Niederlassungsabsicht haben, können eine 
„Rot-Weiß-Rot – Karte“ gemäß § 41 beantragen. Nach der ständigen Rechtsprechung des VwGH darf 
eine Aufenthaltsbewilligung „Selbständige“ nicht erteilt werden, wenn der Betroffene die Absicht hat, 
sich in Österreich niederzulassen (vgl dazu VwGH 22.12.2009, 2008/21/0452, 09.11.2011, 2011/22/0006; 
13.10.2011, 2009/22/0341). 

Schüler (§ 63) und Studierende (§ 64) sind vom Anwendungsbereich der Daueraufenthaltsrichtlinie 
explizit ausgenommen (Art. 3 Abs. 2 lit. a RL 2003/109/EG). 

Zu Z 46 (§ 44 Abs. 2): 

Fremden, die im aktiven Berufsstand keine Niederlassungsbewilligung benötigen (z.B. Angehörigen 
internationaler Organisationen), soll in sachgerechter Weise – so sie die sonstigen fremdenrechtlichen 
Parameter erfüllen – eine „Niederlassungsbewilligung – ausgenommen Erwerbstätigkeit“ erteilt werden, 
wenn sie im direkten Anschluss an ihr Berufsleben auch während ihres Ruhestandes weiterhin in 
Österreich niedergelassen bleiben wollen. Normiert wird nunmehr, dass eine quotenfreie 
„Niederlassungsbewilligung – ausgenommen Erwerbstätigkeit“ nur in unmittelbarem Anschluss an den 
Aufenthalt als Träger von Privilegien und Immunitäten erteilt werden kann. 

Zu Z 49, 50, 51 und 52 (§ 46 Abs. 1 Z 1, 1a, 2 und Abs. 4 Z 3): 

Der Anpassungsbedarf in § 46 ergibt sich aus der Schaffung der neuen Niederlassungsbewilligungen für 
Künstler, Sonderfälle unselbständiger Erwerbstätigkeit und Forscher. Die Neuregelung orientiert sich 
dabei am bestehenden System von Familienzusammenführungen für Inhaber von Aufenthaltstiteln, die 
zur Niederlassung berechtigen. Dementsprechend wird durch die Gewährung einer „Rot-Weiß-Rot –
 Karte plus“ der freie Arbeitsmarktzugang für Angehörige von Forschern auch dann sichergestellt, wenn 
diese eine „Niederlassungsbewilligung – Forscher“ oder eine „Niederlassungsbewilligung – Sonderfälle 
unselbständiger Erwerbstätigkeit“, die auf Grund einer Forschungstätigkeit iSd § 1 Abs. 2 lit. i AuslBG 
erteilt wird, innehaben. Damit wird auch den Vorgaben von Art. 26 Abs. 6 RL 2016/801/EU Rechnung 
getragen. In allen anderen Fällen kann Familienangehörigen eine Niederlassungsbewilligung erteilt 
werden. Der Arbeitsmarktzugang richtet sich diesfalls nach § 15 AuslBG. 

Zumal durch die nunmehrigen Niederlassungsbewilligungen für Künstler oder Sonderfälle 
unselbständiger Erwerbstätigkeit der Zusammenführende ein Daueraufenthaltsrecht erwerben kann, ist es 
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sachgerecht, den Familiennachzug, der nunmehr ebenso zu einem dauerhaften Aufenthalt in Österreich 
führen kann, quotenpflichtig zu machen. Die Quotenpflicht der erstmaligen Zuwanderung für 
Familienangehörige stellt ein wichtiges Steuerungselement dar, wenngleich es in den letzten Jahren 
dadurch auch kaum zu einer verzögerten Zuwanderung gekommen ist. Familienangehörige von Forschern 
unterliegen nicht der Quotenpflicht, um für Forscher, die durch ihre Tätigkeit einen Beitrag zum 
Wirtschaftstandort Österreich liefern, einen weiteren Anreiz zum Zuzug nach Österreich zu schaffen. 

Familienangehörige, die sich schon bisher auf Grund einer Aufenthaltsbewilligung 
„Familiengemeinschaft“ als Familienangehörige eines Künstlers oder eines Inhabers einer 
Aufenthaltsbewilligung „Sonderfall unselbständiger Erwerbstätigkeit“ in Österreich aufgehalten haben, 
unterliegen für ihren weiteren Aufenthalt nicht der Quotenpficht, da sie keinen Erstantrag, sondern einen 
Verlängerungsantrag stellen (siehe dazu auch die Erläuterungen zu § 81). 

Durch die Ergänzung in Abs. 1 Z 1 wird ein Redaktionsversehen beseitigt. Der Angehörige des Inhabers 
einer „Rot-Weiß-Rot – Karte“ für Selbständige erhält nach geltender Rechtslage eine „Rot-Weiß-Rot – 
Karte plus“. Im Verlängerungsfall kann ihm jedoch nur eine „Niederlassungsbewilligung“, die nur zu 
einer selbständigen Tätigkeit berechtigt, erteilt werden. Durch die vorgeschlagene Anpassung kann dem 
Familienangehörigen nunmehr auch im Verlängerungsfall eine „Rot-Weiß-Rot – Karte plus“ erteilt 
werden. 

Mit der neuen Z 1a in Abs. 1 wird der Grundsatz „einmal Schlüsselkraft – immer Schlüsselkraft“ für 
nachziehende Familienangehörige von höchstqualifizierten Drittstaatsangehörigen umgesetzt. 
Regelungen, die Familienangehörigen von hochqualifzierten Personen zu Gute kommen, sollten nicht 
davon abhängen, ob der Familienangehörige zugleich mit dem Hochqualifzierten mitzieht oder erst später 
nach Österreich zuwandert, wenn der Zusammenführende bereits einen Aufenthaltstitel „Daueraufenthalt 
– EU“ erworben hat. 

Durch die Ergänzung in § 46 Abs. 1 Z 2 lit. d soll die langjährige Praxis, wonach die 
Familienzusammenführung von Drittstaatsangehörigen zu Inhabern einer Aufenthaltskarte oder 
Daueraufenthaltskarte unter § 46 fällt, festgeschrieben werden. Eine derartige Konstellation fällt 
jedenfalls nicht unter die Richtlinie 2004/38/EG bzw. das 4. Hauptstück. 

Zu Z 54 (§ 55 Abs. 3): 

Die vorgeschlagene Regelung dient der Klarstellung. Ein Verfahren gemäß § 55 ist jedenfalls auch dann 
zu führen, wenn die Voraussetzungen des unionsrechtlichen Aufenthaltsrechts bei einer Person, die 
grundsätzlich in den Anwendungsbereich des 4. Hauptstücks fällt, von Anfang an nicht vorgelegen haben. 
Dies gilt unbeschadet der Rechtsprechung des VwGH (15.12.2015, Ra 2015/22/0114) wonach der Antrag 
auf Ausstellung einer Aufenthaltskarte abzuweisen ist, wenn die Voraussetzung des § 57, nämlich dass 
der zusammenführende Österreicher sein unionsrechtliches Aufenthaltsrecht in Anspruch genommen hat, 
nicht vorliegt. Gemäß dem Wortlaut des § 57 gelten die Bestimmungen der §§ 52 bis 56 nämlich nur dann 
sinngemäß, wenn der Österreicher sein unionsrechtliches Aufenthaltsrecht von mehr als drei Monaten in 
Anspruch genommen hat. 

Zu Z 55 und 56 (§§ 58 und 58a): 

Zum Entfall der Aufenthaltsbewilligung „Rotationsarbeitskräfte“: 

Mit Einführung der Aufenthaltsbewilligung als unternehmensintern transferierter Arbeitnehmer („ICT“) 
in Umsetzung der ICT-Richtlinie entfällt aufgrund der nahezu identen Zielgruppe die 
Aufenthaltsbewilligung „Rotationsarbeitskräfte“. Die vom Anwendungsbereich der ICT-Richtlinie nicht 
umfassten Personengruppen, die jedoch bislang vom Anwendungsbereich der Aufenthaltsbewilligung 
„Rotationsarbeitskräfte“ umfasst waren, werden als Betriebsentsandte in den Anwendungsbereich des 
§ 59 (Aufenthaltsbewilligung „Betriebsentsandte“) aufgenommen. 

Zu § 58 neu: 

§ 58 stellt eine der Kernbestimmungen der Umsetzung der ICT-Richtlinie dar. Der angesprochene 
Personenkreis umfasst Drittstaatsangehörige, die einen Antrag auf Zulassung zu einem befristeten 
Aufenthalt und zu einer befristeten Beschäftigung in Österreich als Führungskraft, Spezialist oder Trainee 
im Rahmen eines unternehmensinternen Transfers im Sinne der Richtlinie stellen. 

Im vorgeschlagenen Abs. 1 sind die kumulativ zu erfüllenden Voraussetzungen für die Erteilung der 
Aufenthaltsbewilligung als unternehmensintern transferierter Arbeitnehmer („ICT“) geregelt. Wie die 
Wortfolge „ist zu erteilen“ impliziert, hat der Antragsteller bei Erfüllung aller Voraussetzungen einen 
Rechtsanspruch auf die Erteilung des Aufenthaltstitels. 

Abs. 1 Z 1 bestimmt, dass die Voraussetzungen des 1. Teils, die in den §§ 11 ff. geregelt sind, zu erfüllen 
sind. Entsprechend den Vorgaben der Richtlinie umfasst der Verweis auf den 1. Teil jedoch nicht die Z 2 
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des § 11 Abs. 2. Auf das Vorliegen eines Rechtsanspruches auf eine ortsübliche Unterkunft kann somit 
nicht abgestellt werden. Von der Möglichkeit des Art. 6 der ICT-Richtlinie, eine Quotenpflicht für die 
vom Anwendungsbereich der Richtlinie umfassten Drittstaatsangehörigen vorzusehen, wird im NAG 
nicht Gebrauch gemacht, es findet sich jedoch im neuen § 18a Abs. 3 AuslBG eine entsprechende 
Verordnungsermächtigung des Bundesministers für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz. 

Als besondere Erteilungsvoraussetzung normiert Abs. 1 Z 2, dass eine schriftliche Mitteilung der 
regionalen Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice gemäß § 20f Abs. 1 AuslBG vorliegen muss. Eine 
solche Mitteilung wird dann ausgestellt, wenn die Voraussetzungen für die Zulassung als 
unternehmensintern transferierter Arbeitnehmer gemäß § 18a AuslBG erfüllt sind, und ist gemäß § 33 
Abs. 2 von der Niederlassungsbehörde gegebenenfalls von Amts wegen einzuholen. 

Abs. 2 stellt eine – neben den allgemeinen Verfahrensbestimmungen nach §§ 19 ff. geltende – 
Verfahrensbestimmung für die Erteilung der Aufenthaltsbewilligung als unternehmensintern transferierter 
Arbeitnehmer („ICT“) dar. Es wird bestimmt, dass die Entscheidung über die Erteilung eines solchen 
Aufenthaltstitels unverzüglich, längstens jedoch binnen acht Wochen zu treffen ist. Dies ist eine für den 
Antragsteller noch günstigere innerstaatliche Bestimmung als die in Art. 15 Abs. 1 der ICT-Richtlinie 
vorgesehene Verfahrenshöchstfrist von 90 Tagen. Das Vorliegen einer schriftlichen Mitteilung der 
regionalen Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice gemäß § 20f Abs. 1 AuslBG über das Vorhandensein 
der Zulassungskriterien gemäß § 18a AuslBG gilt als notwendige Erteilungsvoraussetzung, ändert aber 
nichts an der abschließenden Entscheidungskompetenz der Niederlassungsbehörde. Der Antragsteller 
benötigt bei Antragstellung keine weitere beschäftigungsrechtliche Bewilligung. Die 
Aufenthaltsbewilligung als unternehmensintern transferierter Arbeitnehmer („ICT“) beinhaltet neben dem 
Recht auf Aufenthalt auch das Recht zur Ausübung jener konkreten Erwerbstätigkeit, für die die 
schriftliche Mitteilung der regionalen Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice erstellt wurde, die von der 
zuständigen Niederlassungsbehörde nach Antragsstellung einzuholen ist, wenn keine Gründe des Abs. 2 
Z 1 oder 2 einschlägig sind. Nach diesen Gründen ist der Antrag bei Vorliegen eines Formmangels bzw. 
Fehlens einer Voraussetzung gemäß §§ 19 bis 24 zurück- oder abzuweisen, bei Vorliegen zwingender 
Erteilungshindernisse zurückzuweisen. In diesen Fällen ist von der Einholung einer Mitteilung der 
regionalen Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice abzusehen. Dieses Verfahren trägt den Vorgaben der 
Richtlinie Rechnung, die für Anträge auf Erteilung eines Aufenthaltstitels für unternehmensintern 
transferierte Arbeitnehmer ein beschleunigtes „One-Stop-Shop“-Verfahren vorsehen. 

Der vorgeschlagene Abs. 3 regelt den Fall der Einstellung des Verfahrens aufgrund einer rechtskräftigen 
negativen Entscheidung des Arbeitsmarktservice. Erfolgt im Prüfungsverfahren über die Zulassung als 
Führungskraft, Spezialist oder Trainee nach § 20f Abs. 1 AuslBG durch die regionale Geschäftsstelle des 
Arbeitsmarktservice eine negative Entscheidung, dann kann dieser Bescheid vom Antragsteller gemäß 
§ 20g Abs. 1 AuslBG mit Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht angefochten werden. Die 
negative Entscheidung erwächst in Rechtskraft, wenn auch die Beschwerde ab- oder zurückgewiesen 
wird. Dann ist das Verfahren zur Erteilung der Aufenthaltsbewilligung als unternehmensintern 
transferierter Arbeitnehmer („ICT“) ohne weiteres einzustellen. 

In Einklang mit den Vorgaben des Art. 13 Abs. 2 der ICT-Richtlinie kann die Aufenthaltsbewilligung als 
unternehmensintern transferierter Arbeitnehmer („ICT“) gemäß Abs. 4 bei Führungskräften und 
Spezialisten bis zu einer Gesamtaufenthaltsdauer von längstens drei Jahren im Gebiet der Mitgliedstaaten 
und bei Trainees bis zu einer Gesamtaufenthaltsdauer von längstens einem Jahr im Gebiet der 
Mitgliedstaaten verlängert werden. Die Gültigkeitsdauer des Aufenthaltstitels richtet sich in Einklang mit 
der ICT-Richtlinie nach den allgemeinen Bestimmungen des § 20 Abs. 1 und beträgt damit grundsätzlich 
ein Jahr, es sei denn die Dauer des Transfers in Österreich ist kürzer, es wurde eine kürzere Dauer des 
Aufenthaltstitels beantragt oder das Reisedokument weist nicht die entsprechende Gültigkeitsdauer auf. 

Die Zulassung gemäß Abs. 1 gilt für die jeweils genehmigte Beschäftigung als Führungskraft, Spezialist 
oder Trainee bei der oder den im Antrag angegebenen aufnehmenden Niederlassung oder 
Niederlassungen (vgl. § 20f Abs. 3 AuslBG). Der Inhaber der Aufenthaltsbewilligung als 
unternehmensintern transferierter Arbeitnehmer ist daher während der Gültigkeitsdauer des 
Aufenthaltstitels an die im Antrag angegebene aufnehmende Niederlassung gebunden (§ 20f Abs. 1 
AuslBG). Ein Wechsel der aufnehmenden Niederlassung im Rahmen eines Zweckänderungsverfahrens, 
bei dem auch erneut eine Mitteilung des AMS gemäß § 20f AuslBG einzuholen ist, ist nur dann möglich, 
wenn diese ebenfalls zum gleichen Unternehmen oder zur gleichen Unternehmensgruppe gehört 
(andernfalls würde der betreffende Drittstaatsangehörige auch die erforderlichen 
„Vorbeschäftigungszeiten“ im Sinne des § 18 Abs. 1 Z 1 AuslBG nicht erfüllen). 

In Umsetzung des Art. 12 Abs. 1 der ICT-Richtlinie ist gemäß Abs. 5 nach Ablauf der zulässigen 
Gesamtaufenthaltsdauer im Gebiet der Mitgliedstaaten von längstens drei Jahren bei Führungskräften und 
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Spezialisten und längstens einem Jahr bei Trainees eine Ausreise in einen Drittstaat erforderlich, es sei 
denn dem Drittstaatsangehörigen wurde ein anderer Aufenthaltstitel nach dem NAG ausgestellt. Es reicht 
daher nicht aus, wenn der Drittstaatsangehörige in einen anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union 
ausreist und dort neuerlich einen Antrag auf Erteilung eines Aufenthaltstitels nach der ICT-Richtlinie 
beantragt, sondern es ist vielmehr eine Ausreise außerhalb des Gebiets der Europäischen Union 
erforderlich. Zum erforderlichen Ablauf der 6-Monatsfrist zwischen Ausreise in einen Drittstaat und 
neuerlicher Beantragung eines Aufenthaltstitels nach der ICT-Richtlinie siehe § 11 Abs. 2 Z 7. 

Zu § 58a neu: 

Der neue § 58a stellt neben der Änderung des § 58 die zweite Kernbestimmung der Umsetzung der ICT-
Richtlinie dar. In den Anwendungsbereich des neuen § 58a fallen in Umsetzung des Art. 22 der 
Richtlinie 2014/16/EU Drittstaatsangehörige, die über einen von einem anderen Mitgliedstaat 
ausgestellten gültigen Aufenthaltstitel für unternehmensintern transferierte Arbeitnehmer verfügen und 
beabsichtigen, sich für mehr als 90 Tage in Österreich aufzuhalten und in einer in Österreich ansässigen 
aufnehmenden Niederlassung zu arbeiten. 

Grundvoraussetzung für den Erhalt eines Aufenthaltstitels gemäß § 58a ist demnach ein gültiger 
Aufenthaltstitel für unternehmensintern transferierte Arbeitnehmer im Sinne der ICT-Richtlinie, der von 
einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union ausgestellt wurde. Aufenthaltstitel, die von einem 
anderen Mitgliedstaat nach den Bestimmungen der ICT-Richtlinie ausgestellt wurden und deren Inhaber 
damit unter den Anwendungsbereich des § 58a fallen, sind daran zu erkennen, dass sie die Bezeichnung 
„ICT“ im Feld „Art des Titels“ gemäß Buchstabe a Nummer 6.4 des Anhangs der Verordnung (EG) 
Nr. 1030/2002 tragen (vgl. Art. 13 Abs. 4 der ICT-Richtlinie). 

Abs. 1 Z 1 bestimmt, dass die Voraussetzungen des 1. Teils, die in den §§ 11 ff. geregelt sind, zu erfüllen 
sind. Entsprechend den Vorgaben der Richtlinie umfasst der Verweis auf den 1. Teil jedoch nicht die Z 2 
des § 11 Abs. 2. Auf das Vorliegen eines Rechtsanspruches auf eine ortsübliche Unterkunft kann somit 
nicht abgestellt werden. Als besondere Erteilungsvoraussetzung normiert Abs. 1 Z 2, dass eine 
schriftliche Mitteilung der regionalen Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice gemäß § 20f Abs. 2 
AuslBG vorliegen muss. Eine solche Mitteilung wird dann ausgestellt, wenn die Voraussetzungen für die 
Zulassung als unternehmensintern transferierter Arbeitnehmer gemäß § 18a AuslBG erfüllt sind, und ist 
gemäß § 33 Abs. 2 von der Niederlassungsbehörde gegebenenfalls von Amts wegen einzuholen. 

Aus Abs. 1 Z 3 ergibt sich, dass Voraufenthalte des unternehmensintern transferierten Arbeitnehmers im 
Gebiet der Mitgliedstaaten zur Einhaltung der erlaubten Gesamtaufenthaltsdauer im Sinne des Art. 12 
Abs. 1 der ICT-Richtlinie mit zu berücksichtigen sind. Ergibt sich der Voraufenthalt im ersten 
Mitgliedstaat nicht aus dem Antrag und den vorzulegenden Dokumenten, ist im Zweifelsfall an die 
nationale Kontaktstelle (in diesem Fall das Bundesministerium für Inneres, Abteilung III/4) 
heranzutreten, damit diese Rücksprache mit den Behörden des ersten Mitgliedstaats halten kann. 

Abs. 2 stellt eine – neben den allgemeinen Verfahrensbestimmungen nach §§ 19 ff. geltende – 
Verfahrensbestimmung für die Erteilung der Aufenthaltsbewilligung als mobiler unternehmensintern 
transferierter Arbeitnehmer („mobile ICT“) dar. Es wird bestimmt, dass die Entscheidung über die 
Erteilung eines solchen Aufenthaltstitels unverzüglich, längstens jedoch binnen acht Wochen zu treffen 
ist. Dies ist eine für den Antragsteller noch günstigere innerstaatliche Bestimmung als die in Art. 22 
Abs. 2 lit. b der ICT-Richtlinie vorgesehene Verfahrenshöchstfrist von 90 Tagen. Das Vorliegen einer 
schriftlichen Mitteilung der regionalen Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice gemäß § 20f Abs. 2 
AuslBG über das Vorhandensein der Zulassungskriterien gemäß § 18a AuslBG gilt als notwendige 
Erteilungsvoraussetzung, ändert aber nichts an der abschließenden Entscheidungskompetenz der 
Niederlassungsbehörde. Der Antragsteller benötigt bei Antragstellung keine weitere 
beschäftigungsrechtliche Bewilligung. Die Aufenthaltsbewilligung als mobiler unternehmensintern 
transferierter Arbeitnehmer („mobile ICT“) beinhaltet neben dem Recht auf Aufenthalt auch das Recht 
zur Ausübung jener konkreten Erwerbstätigkeit, für die die schriftliche Mitteilung der regionalen 
Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice erstellt wurde, die von der zuständigen Niederlassungsbehörde 
nach Antragsstellung einzuholen ist, wenn keine Gründe des Abs. 2 Z 1 oder 2 einschlägig sind. Nach 
diesen Gründen ist der Antrag bei Vorliegen eines Formmangels bzw. Fehlens einer Voraussetzung 
gemäß §§ 19 bis 24 zurück- oder abzuweisen, bei Vorliegen zwingender Erteilungshindernisse 
zurückzuweisen. In diesen Fällen ist von der Einholung einer Mitteilung der regionalen Geschäftsstelle 
des Arbeitsmarktservice abzusehen. Dieses Verfahren trägt den Vorgaben der Richtlinie Rechnung, die 
für Anträge auf Erteilung eines Aufenthaltstitels für mobile unternehmensintern transferierte 
Arbeitnehmer ein beschleunigtes „One-Stop-Shop“-Verfahren vorsehen. 

Der vorgeschlagene Abs. 3 regelt den Fall der Einstellung des Verfahrens aufgrund einer rechtskräftigen 
negativen Entscheidung des AMS. Erfolgt im Prüfungsverfahren über die Zulassung als Führungskraft, 
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Spezialist oder Trainee nach § 18a AuslBG durch die regionale Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice 
eine negative Entscheidung, dann kann dieser Bescheid vom Antragsteller gemäß § 20g Abs. 1 AuslBG 
mit Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht angefochten werden. Die negative Entscheidung 
erwächst in Rechtskraft, wenn auch die Beschwerde ab- oder zurückgewiesen wird. Dann ist das 
Verfahren zur Erteilung der Aufenthaltsbewilligung als mobiler unternehmensintern transferierter 
Arbeitnehmer („mobile ICT“) ohne weiteres einzustellen. 

Grundvoraussetzung für die Ausübung der Mobilitätsrechte nach Art. 22 der ICT-Richtlinie ist, dass der 
betreffende Drittstaatsangehörige über einen vom ersten Mitgliedstaat ausgestellten gültigen 
Aufenthaltstitel für unternehmensintern transferierte Arbeitnehmer verfügt. In diesem Sinne wird in 
Abs. 4 bestimmt, dass die Aufenthaltsbewilligung als mobiler unternehmensintern transferierter 
Arbeitnehmer grundsätzlich mit der Dauer des im Bundesgebiet erfolgenden Transfers, längstens jedoch 
mit der Gültigkeitsdauer des Aufenthaltstitels „ICT“ des anderen Mitgliedstaates zu befristen ist. Darüber 
hinaus gelten die allgemeinen Bestimmungen des § 20 Abs. 1. Läuft der durch den anderen Mitgliedstaat 
ausgestellte Aufenthaltstitel für unternehmensintern transferierte Arbeitnehmer während des Verfahrens 
ab, ist der Antrag auf Erteilung eines Aufenthaltstitels gemäß § 58a in Einklang mit Art. 22 Abs. 3 lit. c 
der ICT-Richtlinie abzuweisen. 

Zu Z 57 (§ 59 Z 2): 

Jene Personengruppen, die vor Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes als „Rotationsarbeitskräfte“ eine 
Aufenthaltsbewilligung gemäß § 58 erhalten haben, jedoch nicht vom Anwendungsbereich der ICT-
Richtlinie umfasst sind (und daher keine Aufenthaltsbewilligung als unternehmensintern transferierter 
Arbeitnehmer gemäß § 58 neu erhalten können), werden nunmehr als Betriebsentsandte in den 
Anwendungsbereich des § 59 aufgenommen. Konkret erhalten daher nunmehr Drittstaatsangehörige auch 
in den Fällen des § 18 Abs. 3 Z 2, Z 3, Abs. 3a oder Abs. 12 AuslBG eine Aufenthaltsbewilligung 
„Betriebsentsandte“ gemäß § 59, soweit sie sich länger als sechs Monate im Bundesgebiet aufhalten 
wollen (§ 1 Abs. 1). 

Zu Z 60 (§ 66 Abs. 1): 

Durch diese Ergänzung sollen Umgehungsfälle verhindert werden. Entsprechend der geltenden 
Rechtslage ist eine Aufenthaltsbewilligung für Sozialdienstleistende nicht verlängerbar. In der Praxis 
traten jedoch vermehrt Fälle auf, in denen Drittstaatsangehörige etwa entweder nach kurzem 
Auslandsaufenthalt vom Ausland aus eine weitere Aufenthaltsbewilligung für Sozialdienstleistende 
beantragten oder im Anschluss an die Gültigkeitsdauer der Aufenthaltsbewilligung visumfrei im Inland 
aufhältig blieben, um sogleich erneut einen „Erstantrag“ auf (neuerliche) Erteilung einer 
Aufenthaltsbewilligung „Sozialdienstleistende“ zu stellen. Derartige Fälle laufen auf eine vom 
Gesetzgeber nicht gewollte „de facto Verlängerung“ des Aufenthaltstitels hinaus. Künftig kommt daher 
eine solche Aufenthaltsbewilligung nur mehr in Betracht, wenn der Antragsteller in den letzten drei 
Jahren vor Antragstellung keinen derartigen Aufenthaltstitel innehatte. 

Zu Z 61 (§ 69 Abs. 2): 

Ziel eines Au-Pair-Aufenthalts in Österreich ist es, neben einer Verbesserung von Kentnnissen der 
deutschen Sprache, auch die österreichische Kultur durch das Leben mit der Gastfamilie kennen zu 
lernen. Das Au-Pair wird in die Gastfamilie integiert. Es ist daher sachgerecht, im Fall des Aufenthalts als 
Au-Pair einen Familiennachzug nicht zu ermöglichen. 

Zu Z 62 (§ 69 Abs. 3): 

Neben den geltenden allgemeinen Verfahrensbestimmungen nach §§ 19 ff. wird gemäß dem neuen Abs. 3 
bestimmt, dass Entscheidungen über die Erteilung einer Aufenthaltsbewilligung an Familienangehörige 
von Drittstaatsangehörigen mit einer Aufenthaltsbewilligung als unternehmensintern transferierter 
Arbeitnehmer (§ 58) oder einer Aufenthaltsbewilligung als mobiler unternehmensintern transferierter 
Arbeitnehmer (§ 58a) unverzüglich, längstens jedoch binnen acht Wochen zu treffen sind. Dies ist eine – 
analog zu der für den Zusammenführenden geltenden verkürzten Entscheidungsfrist – für den 
Antragsteller noch günstigere innerstaatliche Bestimmung als die in Art. 19 Abs. 4 der ICT-Richtlinie 
vorgesehene Verfahrenshöchstfrist von 90 Tagen. 

Zu Z 66 (§ 81 Abs. 36 bis 39): 

Gemäß Abs. 36 gelten vor dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes ausgestellte 
Aufenthaltsbewilligungen „Rotationsarbeitskräfte“ auch nach dem 1. Jänner 2017 innerhalb ihres 
Geltungsumfanges und ihrer Gültigkeitsdauer als solche weiter. 

Der neue Abs. 37 bestimmt, dass bereits vor Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes erteilte 
Aufenthaltsbewilligungen gemäß §§ 61 und 67 sowie bestimmte Fälle von nach §§ 62 und 69 erteilten 
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Aufenthaltsbewilligungen in das nunmehr geltende System der Niederlassungsbewilligungen übergeleitet 
werden. In allen anderen Fällen des § 62 besteht weiterhin eine Aufenthaltsberechtigung. 

Da diese Aufenthaltsbewilligungen als Niederlassungsbewilligungen weitergelten, sind deren Inhaber zur 
Stellung eines Verlängerungsantrags berechtigt. Dementsprechend müssen sie die Bestimmungen von 
„Deutsch vor Zuzug“ nicht erfüllen und besteht im Fall des Familiennachzugs auch keine Quotenpflicht, 
da es sich eben gerade nicht um einen Erstzuzug handelt. Der neue Abs. 38 sieht vor, dass 
Drittstaatsangehörige auch im Überleitungsfall das Modul 1 der Integrationsvereinbarung erfüllen 
müssen. Die Verpflichtung beginnt mit der ersten originären Erteilung einer Niederlassungsbewilligung 
nach dem NAG, sodass diesen Drittstaatsangehörigen jedenfalls auch volle zwei Jahre zur Erfüllung des 
Moduls 1 der Integrationsvereinbarung zur Verfügung stehen. Im Zug der Stellung des 
Verlängerungsantrags sowie bei Erteilung des neuen Aufenthaltstitels in Form einer 
Niederlassungsbewilligung wird der Fremde durch die zuständige Behörde auf die nunmehr bestehende 
Verpflichtung zur Erfüllung der Integrationsvereinbarung hinzuweisen sein. 

Nach der Rechtsprechung des VwGH (19.04.2016, Ro 2015/22/0010, 07.06.2016, Ro 2016/22/0008, 
20.07.2016, Ro 2016/22/0011) ist auf Grund mangelnder formaler Beschränkung des Aufenthaltsrechts 
Inhabern einer Aufenthaltsbewilligung für Künstler oder Forscher und den in Abs. 37 genannten Fällen 
der Sonderfälle unselbständiger Erwerbstätigkeit ein direkter Umstieg auf einen Aufenthaltstitel 
„Daueraufenthalt – EU“ zu ermöglichen. Dementsprechend wird in Abs. 39 für die Übergangsfälle eine 
volle Anrechnung des unmittelbar vorangehenden rechtmäßigen Aufenthalts auf Grund einer dieser 
Aufenthaltsbewilligungen vorgesehen. Die allgemeinen Erteilungsvoraussetzungen des 1. Teils und den 
Nachweis über die Erfüllung des Moduls 2 der Integrationsvereinbarung muss diese Personengruppe 
selbstverständlich erbringen. 

Zu Z 67 (§ 82 Abs. 22): 

Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten. 

Zu Artikel 2 (Änderung des Fremdenpolizeigesetzes 2005) 

Zu Z 1 bis 4 (Inhaltsverzeichnis): 

Aufgrund der Änderung der Regelungen der §§ 11b, 12, 22a und 35a hat eine Anpassung des 
Inhaltsverzeichnisses zu erfolgen. Es wird auf die erläuternden Bemerkungen zu den entsprechenden 
Bestimmungen verwiesen. 

Zu Z 5, 32 und 39 (§§ 2 Abs. 2, 24 Abs. 2 und 31 Abs. 2 und 3): 

In Umsetzung der Saisonier-RL hat die Unbedenklichkeitsbescheinigung zu entfallen, da sie in der 
Richtlinie selbst nicht vorgesehen ist: Bei einem kurzfristigen Aufenthalt für die Tätigkeit als 
Saisonarbeitnehmer von nicht mehr als 90 Tagen ist künftig auch bei an sich visumbefreiten 
Drittstaatsangehörigen ein Visum C erforderlich. Dies ergibt sich daraus, dass Österreich Art. 4 Abs. 3 
der Verordnung (EG) Nr. 539/2001 zur Aufstellung der Liste der Drittländer, deren Staatsangehörige 
beim Überschreiten der Außengrenzen im Besitz eines Visums sein müssen, sowie der Liste der 
Drittländer, deren Staatsangehörige von dieser Visumpflicht befreit sind, anwendet (dies entspricht 
Art. 12 Abs. 1 lit. c Saisonier-RL). Danach können die Mitgliedstaaten für Personen, die während ihres 
Aufenthalts einer Erwerbstätigkeit nachgehen, Ausnahmen von der Visumbefreiung gemäß Art. 1 Abs. 2 
der Verordnung (EG) Nr. 539/2001 vorsehen. Da es sich bei den Saisoniers schließlich um erwerbstätige 
Personen handelt, wird von dieser Ausnahme Gebrauch gemacht. Somit bedürfen visumbefreite 
Drittstaatsangehörige für einen kurzfristigen Aufenthalt als Saisonier eines Visums. Die Ausstellung einer 
Unbedenklichkeitsbescheinigung, deren Zweck insbesondere die Überprüfung des Vorliegens einer 
Gefährdung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit war, entfällt daher. Sicherheitsaspekte sind in 
Hinkunft im Rahmen der Erteilung des Visums zu beurteilen. 

Zu Z 6, 8 und 9 (§ 2 Abs. 4 Z 13, 17a und 23): 

Der Begriff des Saisoniers wird einheitlich definiert. Angelehnt an die Diktion des § 5 AuslBG ist 
darunter sowohl eine Saisonarbeitskraft als auch ein Erntehelfer gemeint, da beide eine saisonabhängige 
Tätigkeit iSd Art. 3 lit. b Saisonier-RL ausüben. 

Grundsätzlich sind Visa nach dem bisherigen System des FPG bei den Vertretungsbehörden im Ausland 
zu beantragen. Der Verlängerungsantrag stellt davon eine Ausnahme dar und wird daher ausdrücklich 
definiert, um klarzustellen, dass die Stellung eines solchen Antrags nur für die Tätigkeit als Saisonier 
möglich ist. Außerdem kann nur dann ein Verlängerungsantrag gestellt werden, wenn der antragstellende 
Saisonier im Zeitpunkt der Antragstellung Inhaber eines Visums zur Ausübung einer Tätigkeit als 
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Saisonier ist und dieses Visum noch gültig ist. Nach Ablauf der Gültigkeit ist eine solche 
Inlandsantragstellung bzw. Verlängerung nicht mehr möglich. 

Zur besseren Verständlichkeit wird die Richtlinie 2014/66/EU über die Bedingungen für die Einreise und 
den Aufenthalt von Drittstaatsangehörigen im Rahmen eines unternehmensinternen Transfers als ICT-
Richtlinie definiert. 

Zu Z 7 (§ 2 Abs. 4 Z 17) 

In § 2 Abs. 4 Z 17 wird die Definition der vorübergehenden unselbständigen Tätigkeit insofern angepasst, 
als eine solche ua. dann vorliegt, wenn eine Tätigkeit im Rahmen der sogenannten „Working-Holiday-
Programme“ gemäß Ausnahmebestimmung des § 1 Z 14 AuslBVO vorgenommen wird. Die erlaubte 
Dauer der Tätigkeit ergibt sich dabei aufgrund des Verweises direkt aus § 1 Z 14 AuslBVO iVm § 20 
Abs. 2 Z 4. 

Im Zusammenhang damit wird in § 20 Abs. 2 Z 4 in Abweichung von der Grundregel eines maximal 
sechsmonatigen Visums D festgehalten, dass ein Visum zu Erwerbszwecken zur Umsetzung bilateraler 
Abkommen gemäß Ausnahmebestimmung in § 1 Z 14 AuslBVO (das sind „Working-Holiday-
Programme“) bis zu einer maximalen Gültigkeitsdauer von 12 Monaten ausgestellt werden kann. Diese 
„Working-Holiday-Programme“ sehen die gegenseitige Gewährung von „Visa für Arbeitsurlauber“ vor. 

Zu Z 10 und 11 (§ 5 Abs. 1 Z 2, Abs. 2 und 3): 

Abs. 1: 

Da die Landespolizeidirektionen in Folge der Umsetzung der Saisonier-RL und der Neuschaffung des 
Visums aus besonders berücksichtigungswürdigen Gründen (§ 22a) weitere Zuständigkeiten erhalten, ist 
Abs. 1 Z 2 zu ergänzen. Außerdem werden in Z 2 auch die Zuständigkeitstatbestände des Abs. 3 
aufgenommen: 

Z 2 lit. a betrifft zum einen die Zuständigkeit für Verlängerungen von Visa für Saisoniers (gemäß § 11b 
Abs. 2) sowie zum anderen für Verlängerungen nach Art. 33 der Verordnung (EG) Nr. 810/2009 über 
einen Visakodex der Gemeinschaft, ABl. Nr. L 243 vom 15.9.2009 S 1 (im Folgenden „Visakodex“), 
welche bisher an den Grenzübergangsstellen im Rahmen der Ermächtigung nach Abs. 2 vorgenommen 
werden mussten. 

Z 2 lit. b betrifft die Erteilung des neu geschaffenen Visums D aus besonders berücksichtigungswürdigen 
Gründen (§ 22a), welche durch die Landespolizeidirektion im Inland erfolgen kann. Die Erteilung solcher 
Visa kann nur mit Zustimmung des Bundesministers für Inneres erfolgen, da dieses Visum nur unter 
bestimmten Voraussetzungen zu erteilen ist (§ 22a). Insbesondere muss ein besonders 
berücksichtigungswürdiger Grund vorliegen, aufgrund dessen eine Verlängerung des Aufenthaltes im 
Inland (über 90 Tage hinaus) im Ausnahmefall notwendig ist, wobei die Zustimmung des 
Bundesministers für Inneres im Rahmen der Fachaufsicht zur abschließenden Beurteilung der Erfüllung 
der Voraussetzungen einzuholen ist. 

Z 2 lit. c betrifft die Erteilung von Visa an der Außengrenze gemäß Abs. 2, dh. die Erteilung von Visa an 
Grenzübergangsstellen. Diese war bisher in Abs. 3 geregelt, wobei die Ausnahme betreffend 
Flugtransitvisa nun entfällt, da die Erteilung eines Flugtransitvisums ohnehin im Visakodex geregelt ist 
und daher eine nationale Bestimmung zu entfallen hat. Darüber hinaus entfällt der Verweis, dass auch 
Verlängerungen im Rahmen des Abs. 2 umfasst sind, da die Landespolizeidirektion für Verlängerungen 
künftig entsprechend Z 2 lit. a zuständig wird. 

Die Erteilung eines Visums an der Außengrenze darf nur in den gesetzlich vorgeschriebenen 
Ausnahmefällen und nur mit Zustimmung des Bundesministers für Inneres im Rahmen der Fachaufsicht 
zur abschließenden Beurteilung der Erfüllung der Erteilungsvoraussetzungen erfolgen, da die zeitlichen 
und praktischen Möglichkeiten der Überprüfung an der Außengrenze gegenüber dem normalem 
Visumsverfahren naturgemäß gering sind. So werden den Schengen-Mitgliedstaaten zum Beispiel bei der 
Erteilung von Visa C durch den Visakodex zur Überprüfung des Antrages, der Echtheit der Dokumente, 
des Reisezweckes, der Personenangaben und der Beurteilung sonstiger sicherheitsrelevanter Aspekte teils 
mehrwöchige Fristen zugestanden. An der Außengrenze können diese Überprüfungen teilweise nur 
eingeschränkt und teilweise gar nicht durchgeführt werden. Es besteht daher ein erhöhtes Risiko, einem 
Antragsteller an der Außengrenze ein Visum zur Einreise zu gewähren, obwohl dessen Antrag einem 
ordentlichen Visumsverfahren nicht standgehalten hätte, und dies könnte auch zu Zwecken der 
unrechtmäßigen Migration missbraucht werden. Um dies hintanzuhalten, soll es sich zum einen um eine 
ausnahmsweise Visumgewährung bei Vorliegen bestimmter Umstände handeln und zum anderen eine 
eingehendere Kontrolle durch die Notwendigkeit der Zustimmung des Bundesministers für Inneres 
ermöglicht werden, da dieser im Vergleich zur Außengrenzkontrollstelle über umfangreichere 
Prüfinstrumente verfügt. 
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Z 2 lit. d betrifft die Annullierung von Visa und entspricht der bisherigen Regelung des Abs. 3 zweiter 
Satz. 

Abs. 2: 

Die Ermächtigung zur Verlängerung von Visa bei bestimmten Grenzübergangsstellen kann entfallen, da 
die Verlängerung von Visa C gemäß Art. 33 Visakodex künftig gemäß Abs. 1 Z 2 lit. a bei der jeweils 
zuständigen Landespolizeidirektion durchzuführen ist. 

Abs. 3: 

Die ersten beiden Sätze haben zu entfallen, da dies nun unter Abs. 1 Z 2 lit. c, Abs. 1 Z 2 lit. d und Abs. 2 
geregelt wird. 

Zu Z 12 (§ 5 Abs. 4): 

§ 5 Abs. 4 regelte bisher die Zuständigkeit des Bundesministers für Inneres zur Erteilung und 
Annullierung von Dienstvisa. Diese Kompetenz erscheint im Hinblick auf die Neuregelung des § 22a 
nicht mehr zweckmäßig. Insbesondere kann die Ausstellung von Visa, welche als Dienstvisa gemäß § 20 
Abs. 6 gekennzeichnet werden, sofern Bedarf besteht, künftig gemäß § 22a erfolgen. 

Zu Z 13 (§ 6 Abs. 3): 

Grundsätzlich richtet sich die örtliche Zuständigkeit im Inland gemäß Abs. 1 nach dem Hauptwohnsitz. 
Dies gilt insbesondere auch für die neu geschaffenen Zuständigkeiten nach § 5 Abs. 1 Z 2. Davon 
ausgenommen stellt Abs. 3 weiterhin klar, dass sich die Erteilung von Visa an den 
Grenzübergangsstellen, welche gemäß § 5 Abs. 1 Z 2 lit. c nur im Rahmen einer Ermächtigung nach § 5 
Abs. 2 erteilt werden können, nach dem Aufenthalt richtet. Eine Verlängerung von Visa an den 
Grenzübergangsstellen entfällt in Hinkunft, da dies gemäß § 5 Abs. 1 Z 2 lit. a durch die 
Landespolizeidirektionen wahrgenommen wird und in diesem Fall gemäß Abs. 1 der Hauptwohnsitz zur 
Bestimmung der örtlichen Zuständigkeit heranzuziehen ist. 

Zu Z 14 und 25 (§§ 7 Z 4, 20 Abs. 2 Z 1 bis 4): 

Grundsätzlich galt bisher, dass Visa D für einen Zeitraum von mehr als drei Monaten bis zu längstens 
sechs Monaten ausgestellt werden. Zum einen wird hinsichtlich der Mindestdauer (bisher „drei Monate“) 
klargestellt, dass dies eine Frist von mehr als 90 Tagen darstellt, womit man sich an der Diktion des 
Visakodex orientiert, wonach bei einer Aufenthaltsdauer von bis zu 90 Tagen ein Visum C zu erteilen ist. 
Wie bisher gilt, dass die Ausübung einer Erwerbstätigkeit nur in den Fällen des § 24 zulässig ist und 
Visa D für die ein- oder mehrmalige Einreise ausgestellt werden. 

Zu § 20 Abs. 2 Z 1: 

Grundsätzlich werden Visa D mit einer Gültigkeitsdauer von mehr als 90 Tagen bis zu längstens sechs 
Monaten ausgestellt. Dies gilt somit für alle Visa D-Kategorien gemäß § 20 Abs. 1 Z 1 bis 8. 

Von diesem System wird nunmehr in drei Fällen abgewichen, und zwar im Fall des § 20 Abs. 2 Z 2, 3 
und 4. 

Zu § 20 Abs. 2 Z 2: 

Entsprechend Art. 14 Abs. 1 Saisonier-RL sind Visa für Saisoniers bis zu einem Maximalzeitraum von 
neun Monaten innerhalb eines Zeitraumes von zwölf Monaten zu erteilen, weshalb für diese 
Personengruppe von dem bisherigen Grundsatz des FPG (Erteilung von Visa D bis zu einem 
Maximalzeitraum von sechs Monaten) abgewichen wird. 

Zu § 20 Abs. 2 Z 3: 

Visa für den längerfristigen Aufenthalt gemäß § 21a können grundsätzlich mit einer Gültigkeitsdauer von 
bis zu sechs Monaten erteilt werden (siehe Z 1). Künftig können diese Visa in Ausnahmefällen auch mit 
einer Gültigkeitsdauer von bis zu einem Jahr erteilt werden, sofern dies aus Gründen des nationalen 
Interesses oder aufgrund internationaler Verpflichtungen (dh. beispielsweise aufgrund internationaler 
Abkommen) notwendig ist. Durch dieses Visum kann auch dann ein rechtmäßiger Aufenthalt gewährt 
werden, wenn die Erteilung eines Visums nach anderen Bestimmungen des FPG nicht erfolgen kann und 
die Erteilung eines Aufenthaltstitels gemäß NAG scheitern würde. Die Beurteilung, ob ein solcher 
Ausnahmefall vorliegt, dh. ob der Bedarf aus Gründen des nationalen Interesses oder aufgrund 
internationaler Verpflichtungen besteht, erfolgt durch den Bundesminister für Inneres im Rahmen der 
Fachaufsicht, weshalb § 7 Z 4 vorsieht, dass die Vertretungsbehörden im Fall der Anwendung des § 20 
Abs. 2 Z 3 die Zustimmung des Bundesministers für Inneres einzuholen haben. 

Zu § 20 Abs. 2 Z 4: 

Betreffend den Fall des § 20 Abs. 2 Z 4 siehe Erläuterung zu § 2 Abs. 4 Z 17. 
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Zu § 20 Abs. 2 letzter Satz: 

Art. 12 Abs. 1 und 2 Saisonier-RL, zählt verschiedene Typen von Genehmigungen auf, denen die 
Mitgliedstaaten die Erwerbstätigkeit drittstaatsangehöriger Saisonarbeitnehmer in ihrem Hoheitsgebiet 
unterstellen können. Der vorliegende Entwurf entscheidet sich für die Variante „Visum und 
Arbeitserlaubnis für Saisonarbeitnehmer“ (vgl. Art. 12 Abs. 1 lit. b Saisonier-RL für kurzfristig und Abs. 
2 lit. c leg. cit. für längerfristig aufhältige Saisonarbeitnehmer). Zusätzlich zu einer 
Beschäftigungsbewilligung nach dem AuslBG benötigen Saisonarbeitnehmer daher – je nachdem, ob sie 
sich zu diesem Zweck kurz- oder langfristig in Österreich aufhalten wollen – entweder ein Visum für den 
kurzfristigen Aufenthalt nach den Vorschriften des Visakodex oder ein Visum D nach dem 3. Abschnitt 
des 4. Hauptstücks. Soweit die neu eingeführte Visumpflicht sich auch auf an sich visumbefreite 
Drittstaatsangehörige gemäß Anhang II zur Verordnung (EG) Nr. 539/2001 erstreckt, ist sie mit Art. 4 
Abs. 3 dieser Verordnung vereinbar. 

Im Interesse einer möglichst einheitlichen und effizienten Umsetzung der Saisonier-RL soll es 
grundsätzlich keinen Unterschied bedeuten, ob der Drittstaatsangehörige einen kurzfristigen oder einen 
längerfristigen Aufenthalt als Saisonarbeitnehmer beabsichtigt. Der vorliegende Entwurf sieht daher nicht 
nur die Möglichkeit vor, von einem Visum für den kurzfristigen Aufenthalt auf ein nationales Visum D 
umzusteigen und das Verfahren zu dessen Erteilung im Inland abzuwarten (dazu die Erläuterungen zu § 
20 Abs. 3), sondern – zu Gunsten sogenannter „bona fide“-Saisoniers bzw. „Stammsaisoniers“ – auch die 
sinngemäße Anwendbarkeit bestimmter Erleichterungen, die der Visakodex bei der Erteilung von Visa 
für den kurzfristigen Aufenthalt unter anderem für solche Antragsteller vorsieht, die ihre Integrität und 
Zuverlässigkeit durch ihr früheres Verhalten, unter anderem hinsichtlich der vorschriftsmäßigen 
Verwendung früher erteilter Visa, ausreichend nachgewiesen haben. Neben dem Absehen von der 
Vorlage bestimmter Belege gemäß Art 14 Abs. 6 Visakodex, dessen sinngemäße Anwendbarkeit im 
Verfahren zur Erteilung von Visa D an Saisonarbeitnehmer sich aus dem vorgeschlagenen § 11 Abs. 1 
Satz 2 ergibt, betrifft dies die Möglichkeit, Visa für die mehrmalige Einreise mit einer 
Rahmengültigkeitsdauer von bis zu fünf Jahren zu erteilen. Der Schlussteil des vorgeschlagenen § 20 
Abs. 2 erklärt daher Teile des Art. 24 Visakodex (ausschließlich) im Verfahren zur Erteilung von Visa D 
an Saisonarbeitnehmer für sinngemäß anwendbar. Dies gilt „unbeschadet des Abs. 3“, d.h. eine 
mehrjährige Rahmengültigkeit des Visums D kommt auch bei sinngemäßer Anwendbarkeit der „bona 
fide“-Regelung nur insoweit in Betracht, als dadurch die Gültigkeitsdauer des Reisedokuments nicht 
überschritten würde. Die „bona fide“-Regelung soll zu Gunsten von Saisonarbeitnehmern unabhängig 
davon gelten, ob die Erteilung des Visums D bei der Vertretungsbehörde im Verfahren nach § 11 oder bei 
der Landespolizeidirektion im Verlängerungsverfahren nach § 11b Abs. 2 beantragt wird. 

Die mit der sinngemäßen Anwendung des Art. 24 Abs. 1 UAbs. 2 Satz 2 und Abs. 2 lit. b Visakodex 
verbundenen Erleichterungen sollen für Saisonarbeitnehmer unabhängig davon gelten, ob sie gemäß 
Anhang I zur Verordnung (EG) Nr. 539/2001 ohnehin der Visumpflicht unterliegen oder gemäß Anhang 
II dieser Verordnung an sich visumbefreit wären. Da die zuletzt genannten Drittstaatsangehörigen jedoch 
nach bisheriger Rechtslage visumfrei in das Bundesgebiet einreisen konnten und – neben der 
Beschäftigungsbewilligung nach dem AuslBG – nur eine Unbedenklichkeitsbescheinigung gemäß § 31 
Abs. 2 benötigten, wird der Verweis auf Art. 24 Visakodex in seiner Anwendung auf diese 
Personengruppe so zu lesen sein, dass sich die nachzuweisende Integrität und Zuverlässigkeit – neben 
anderen relevanten Faktoren – auch aus dem vorschriftsgemäßen Umgang mit früheren visumfreien 
Aufenthalten und früher erteilten Beschäftigungsbewilligungen ergeben kann. 

Diese Auslegung geht zwar über den Wortlaut des Art. 24 Abs. 2 lit. b Visakodex, der auf früher erteilte 
Visa und nicht auf früher erteilte Beschäftigungs- oder sonstige Bewilligungen abstellt, hinaus. Sie ist 
jedoch gerechtfertigt, denn bei wörtlicher Auslegung der Vorschrift bzw. des Verweises darauf könnten 
an sich visumbefreite Drittstaatsangehörige nicht oder erst nach längerer Zeit in den Genuss der „bona 
fide“-Regelung kommen. Eine derartige Ungleichbehandlung gegenüber Personen, die sich in der 
Vergangenheit als Saisonarbeitnehmer gleichermaßen bewährt haben, ist insbesondere vor dem 
Hintergrund der Richtlinie jedoch zu vermeiden. 

Zu Z 15 (§ 9 Abs. 4): 

Über Beschwerden gegen Entscheidungen der Landespolizeidirektion in Visaangelegenheiten gemäß § 5 
Abs. 1 Z 2 hat das Bundesverwaltungsgericht zu entscheiden, weshalb der Verweis angepasst wird. 

Zu Z 16 (§ 11 Abs. 1): 

Art. 14 Abs. 6 Visakodex sieht im Zusammenhang mit der Erteilung von Visa C vor, dass für „bona 
fide“-Antragsteller, dh. für Antragsteller, die für ihre Integrität und Zuverlässigkeit bekannt sind, 
insbesondere hinsichtlich der vorschriftsmäßigen Verwendung früher erteilter Visa, von einem oder 
mehreren der Erfordernisse nach Art. 14 Abs. 1 Visakodex abgesehen werden kann. Diese Regelung 
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findet im Visakodex allgemein Anwendung und gilt somit auch für die Erteilung von Visa C an 
Saisoniers. 

Für sogenannte Stammsaisoniers, dh. Saisoniers, die bereits mehrfach ein Visum zum Zwecke der 
Ausübung einer Saisonarbeit erhalten haben bzw. mehrfach visumbefreit eingereist sind und sich bisher 
vorschriftsgemäß als Saisoniers im Bundesgebiet aufgehalten haben (z.B. zeitgerechtes Ausreisen bei 
Ablauf des Visums, …), ist es vor diesem Hintergrund sachgerecht, bei erneuter Antragstellung gewisse 
Erleichterungen gleichermaßen im Hinblick auf die Erteilung von Visa D vorzusehen. Daher wird die 
sinngemäße Geltung der „bona fide“-Regelung auch für diese Fälle vorgesehen. 

Durch die sinngemäße Anwendbarkeit des Art. 9 Abs. 1 Visakodex ist nunmehr auch im Falle von Visa D 
eine frühzeitige Visaantragstellung vorgesehen: So können Anträge auf Erteilung eines Visums D bereits 
drei Monate vor der Einreise nach Österreich gestellt werden. Auf diese Weise sind die rechtzeitige 
Einreise der Saisonarbeitskraft und deren Beschäftigungsantritt zur vereinbarten Zeit jedenfalls 
gewährleistet. 

Zu Z 17 (§ 11 Abs. 4 und Abs. 7): 

Diese Ergänzung dient der Klarstellung und entspricht somit auch § 61 Allgemeines 
Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 (AVG). Außerdem erfordert Art. 18 Abs. 5 Saisonier-RL, dass die 
Frist für die Einlegung eines Rechtsbehelfs bekannt gegeben wird. Zudem wird ein legistisches Versehen 
bereinigt. 

Zu Z 18 und 31 (§§ 11 Abs. 9, 24 Abs. 1): 

In § 24 Abs. 1 Z 3 wird nun ausdrücklich klargestellt, dass darunter Tätigkeiten eines Saisoniers gemäß 
§ 2 Abs. 4 Z 13 gemeint sind, wofür wie bisher die Erteilung einer Beschäftigungsbewilligung für 
Saisonarbeitskräfte und Erntehelfer gemäß § 5 AuslBG Voraussetzung ist. Saisoniers können bei 
Erfüllung der Voraussetzungen ein Visum C oder D, je nach Aufenthaltsdauer, erhalten. 

Die Erteilung von Visa C oder D für Saisoniers hat gemäß Art. 18 Abs. 1 Saisonier-RL innerhalb einer 
Frist von längstens 90 Tagen ab Einbringung des Visumsantrags zu erfolgen. Als günstigere Regel wird 
statt dessen auf die Verfahrensfristen nach Art. 23 Visakodex verwiesen. Daher sind Verfahren betreffend 
Visa für Saisoniers grundsätzlich innerhalb von längstens 15 Kalendertagen abzuschließen. 

Bei den Fristen handelt es sich klarerweise um Höchstfristen, dh. Verfahren sind nach Möglichkeit noch 
rascher zu führen. Bereits nach den bisherigen Erfahrungswerten beträgt die durchschnittliche 
Verfahrensdauer bei der Ausstellung von Visa C ohnehin nur wenige Tage (drei bis fünf Tage). Im 
Zusammenhang mit der künftigen Ausstellung von Visa an Saisonarbeitskräfte wird besonders darauf zu 
achten sein, sicherzustellen, den Visaausstellungsprozess zusätzlich zu beschleunigen und die 
Verfahrensdauer kurz zu halten. 

Auch ist es denkbar und zulässig, dass der Antrag auf ein Visum bereits zeitlich mit dem Antrag auf 
Beschäftigungsbewilligung eingebracht wird, sodass das Visumverfahren inklusive der Prüfung, ob der 
Antragsteller eine Gefährdung für die öffentliche Sicherheit darstellt, bereits früher starten kann. Somit 
kann das Visum idealerweise bereits äußerst kurzfristig nach Beschäftigungsbewilligungserteilung 
ausgestellt werden. Im Falle einer schriftlichen Antragstellung kann die persönliche Vorsprache mit der 
Ausfolgung des Visums verbunden werden, sodass die Saisonarbeitskraft nur einmal persönlich bei der 
Botschaft erscheinen muss. 

Durch diese Maßnahmen – insbesondere die parallele Verfahrensführung betreffend 
Beschäftigungsbewilligung und Visum – wird somit insgesamt sichergestellt, dass durch das 
Visaverfahren kaum eine zeitliche Verzögerung für die Saisonarbeitskraft entsteht, sondern das Visum 
bereits kurzfristig nach Erteilung der Beschäftigungsbewilligung ausgefolgt wird. 

Zu Z 19 (§ 11b): 

Abs. 1: 

Grundsätzlich hat die Landespolizeidirektion das AVG anzuwenden, weshalb dies auch betreffend 
Visaangelegenheiten gemäß § 5 Abs. 1 Z 2 zu gelten hat. Das Verfahren auf Erteilung oder Verlängerung 
eines Visums stellt jedoch ein Verfahren sui generis dar. Die Erteilung eines Visums C richtet sich 
zwingend nach den Bestimmungen des unmittelbar anwendbaren Visakodex und werden diese 
gleichermaßen von den Vertretungsbehörden wie von den Landespolizeidirektionen angewendet. Zwar 
wird in den Angelegenheiten des § 5 Abs. 1 Z 2 die Landespolizeidirektion zur Erteilung oder 
Verlängerung der Visa zuständig, jedoch handelt es sich hiebei um denselben Gegenstand wie vor den 
Vertretungsbehörden, und zwar um die Ermöglichung der rechtmäßigen Einreise durch Erteilung eines 
Visums. Somit muss sich aus Sachlichkeitserwägungen auch das Visaverfahren der 
Landespolizeidirektion an jenen – gleichen – Grundsätzen orientieren, die für die Vertretungsbehörden 
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gelten, damit für den gleichen Sachverhalt und Gegenstand auch dieselben verfahrensrechtlichen 
Regelungen gelten. 

Dementsprechend erfolgt ein Verweis auf § 11 Abs. 1, 2, 4 und 6 bis 9, die sinngemäß zur Anwendung 
kommen. Damit wird klargestellt, dass auch im Verfahren vor der Landespolizeidirektion bei Verfahren 
zur Erteilung eines Visums D Art. 19 Visakodex sinngemäß angewandt wird und der Antragssteller über 
Verlangen der Landespolizeidirektion vor dieser persönlich zu erscheinen hat (§ 11 Abs. 1); dass 
ausschließlich der Antragsteller Partei im Verfahren ist (§ 11 Abs. 2); dass vollinhaltlich ablehnende 
Entscheidungen schriftlich auszufertigen und dem Betroffenen die Gründe der Ablehnung nur dann nicht 
umfassend mitzuteilen sind, wenn Gründe der Sicherheit der Republik Österreich dieser Mitteilung 
entgegenstehen (§ 11 Abs. 4); dass, wenn dem Antrag auf Grund zwingender außenpolitischer 
Rücksichten oder aus Gründen der nationalen Sicherheit nicht stattgegeben werden kann, sich die 
Begründung auf den Hinweis des Vorliegens zwingender Versagungsgründe beschränken kann (§ 11 
Abs. 6); dass die Ablehnungsgründe des § 11 Abs. 7 und die Sonderbestimmungen im Verfahren 
betreffend Minderjährige (§ 11 Abs. 8) und Saisoniers (§ 11 Abs. 9) sinngemäß anzuwenden sind. 

Abs. 2: 

Abs. 2 regelt das Verlängerungsverfahren betreffend Visa für Saisoniers. Entsprechend Art. 15 
Saisonier-RL muss auch im Inland die Möglichkeit bestehen, das Visum eines Saisoniers zu verlängern. 
Voraussetzung dafür ist die rechtzeitige Stellung des Verlängerungsantrages, dh. noch vor Ablauf der 
Gültigkeitsdauer des Visums. Zu berücksichtigen ist auch, dass nur solche Visa verlängert werden 
können, die ausdrücklich für die Ausübung einer Tätigkeit als Saisonier im Rahmen des § 24 erteilt 
wurden. War der betreffende Fremde hingegen Inhaber eines Visums, das anderen Zwecken diente, ist 
keine Verlängerung im Inland möglich. Einzubringen ist der Verlängerungsantrag bei der örtlich 
zuständigen Landespolizeidirektion. Die Verlängerung ist bei Vorliegen der Voraussetzungen des § 24 
Abs. 1 Z 3 zu gewähren, sofern die Höchstdauer seines Aufenthaltes, dh. neun Monate innerhalb eines 
Zeitraumes von zwölf Monaten (siehe § 20 Abs. 2 Z 2), im Bundesgebiet noch nicht überschritten wurde. 
Diese Höchstdauer entspricht den Vorgaben des Art. 15 Abs. 7 iVm Art. 14 Abs. 1 Saisonier-RL. 

Zu Z 20 (§ 12 Abs. 3): 

Bisher war in § 12 Abs. 3 FPG die Vertretung im Verfahren für unbegleitete Minderjährige (nach dem 
3. - 6. und dem 12. - 15. Hauptstück, insbesondere in Verfahren betreffend die Ein- und Ausreise, den 
Aufenthalt sowie die Maßnahmen der Zurückweisung und Zurückschiebung) dem Jugendwohlfahrtsträger 
der Landeshauptstadt zugewiesen. Diese Regelung führte aufgrund der hohen Anzahl an unbegleiteten 
Minderjährigen pro Bundesland in den letzten Jahren zu Vollzugsproblemen bei den Magistraten der 
Landeshauptstädte. Die Regelung fußte ursprünglich darauf, dass die Bezirkshauptmannschaften vor 
Inkrafttreten des Fremdenbehördenneustrukturierungsgesetzes (BGBl. I Nr. 87/2012, RV 1803, 
XXIV. GP) gleichzeitig auch Fremdenpolizeibehörden erster Instanz waren und ein möglicher 
Interessenkonflikt innerhalb der Magistrate durch diese Regelung vermieden werden sollte. Aufgrund des 
Fremdenbehördenneustrukturierungsgesetzes ist ein solcher Interessenkonflikt nunmehr ausgeschlossen. 
Nun soll die Rechtslage korrespondierend zu § 10 Abs. 4 BFA-VG (Verfahren über aufenthaltsbeendende 
Maßnahmen nach dem FPG) adaptiert werden, sodass einheitlich der Jugendwohlfahrtsträger, in dessen 
Sprengel sich der Minderjährige aufhält, für die gesetzliche Vertretung zuständig ist. 

Zu Z 21 (§ 12a): 

Diese Ergänzung stellt klar, dass bereits die Vertretungsbehörde einem Fremden auf dessen Verlangen 
und auf dessen Kosten die Vornahme einer DNA-Analyse zu ermöglichen hat; dies betrifft Verfahren 
gemäß § 35 AsylG 2005, worin die Vertretungsbehörde gemäß § 26 einen Einreisetitel an 
Familienangehörige von Fremden, denen in Österreich bereits internationaler Schutz zuerkannt wurde, 
erteilen kann, sofern eine positive Wahrscheinlichkeitsprognose des BFA vorliegt. Damit steht auch fest, 
dass die Familienangehörigeneigenschaft gemäß § 35 Abs. 5 AsylG 2005 jedenfalls bereits durch die 
Vertretungsbehörde zu beurteilen ist (anhand von Urkunden, gleichwertiger Bescheinigungsmittel oder 
durch DNA-Analyse). 

Zu Z 22 und 50 (§ 13 Abs. 2, 80 Abs. 4): 

Hiebei handelt sich jeweils um die Bereinigung eines redaktionellen Versehens. 

Zu Z 23 (§ 15 Abs. 4): 

Fremde, die Inhaber eines Aufenthaltstitels für unternehmensintern transferierte Arbeitnehmer gemäß 
ICT-RL eines Mitgliedstaates sind, sind entsprechend Art. 20 ICT-RL (unter Einhaltung der 
Mobilitätsbestimmungen gemäß Art. 21 und 22 ICT-RL) berechtigt, in das Bundesgebiet einzureisen, sich 
hier aufzuhalten und hier zu arbeiten. Dies muss unabhängig davon gelten, ob der Mitgliedstaat, welcher 
den ICT-Aufenthaltstitel ausgestellt hat, das SDÜ vollständig anwendet oder nicht. Aus diesem Grund 
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wird den betroffenen Drittstaatangehörigen künftig die visumfreie Einreise gewährt. Somit muss 
beispielsweise einem Inder, der einen Aufenthaltstitel „ICT“ aus Großbritannien innehat, die visumfreie 
Einreise gewährt werden. 

Zu Z 24, 27 und 28 (§§ 20 Abs. 1 Z 8 und 9, 21 Abs. 1 und Abs. 2 Z 4): 

Diese neu geschaffene Visumskategorie für besonders berücksichtigungswürdige Gründe (§ 22a) stellt ein 
nationales Visum D dar, weshalb die Liste der Visa D um diese Visumskategorie zu ergänzen ist. 

Die Umsetzung der Saisonier-RL erfordert außerdem die Schaffung eines Visums D für Saisoniers, 
welches als solches zu bezeichnen ist (siehe Art. 12 Abs. 5 Saisonier-RL). 

Aufgrund der zwei neuen Visakategorien müssen auch die Verweise in den allgemeinen 
Erteilungsvoraussetzungen nach § 21 Abs. 1 und die Versagungsgründe nach § 21 Abs. 2 entsprechend 
adaptiert werden. 

Zu Z 26 (§ 20 Abs. 3a): 

Entsprechend Art. 1 Abs. 1 Visakodex sind Visa für den Aufenthalt von höchstens 90 Tagen als Visum C 
gemäß dem Visakodex auszustellen. Entsprechend diesem Grundsatz sind Visa D erst bei einer 
Gültigkeitsdauer von über 90 Tagen auszustellen. Es ist jedoch erforderlich, dass Visa D gemäß Abs. 1 
Z 8 (Visum D aus besonders berücksichtigungswürdigen Gründen) und Z 9 (Visum D für Saisoniers) mit 
einer Gültigkeitsdauer von weniger als 91 Tagen ausgestellt werden können: 

Die Saisonier-RL sieht vor, dass Visa für Saisoniers auch im Inland verlängert werden, sofern die 
Höchstdauer (§ 20 Abs. 2 Z 2) noch nicht überschritten wurde. In dieser Fallkonstellation kann es 
vorkommen, dass die Verlängerung für eine Dauer von unter 90 Tagen notwendig ist. Trotz der kurzen 
Dauer des verlängerten Visums muss in diesem Fall zwingend ein Visum D ausgestellt werden, da die 
gesamte Aufenthaltsdauer (dh. jene des ersten Visums und jener des verlängerten Visums) mehr als 
90 Tage überschreitet. Aus diesem Grund wird klargestellt, dass in diesem Fall ein Visum D 
ausnahmsweise eine Gültigkeitsdauer von weniger als 91 Tagen aufweisen kann unter der Voraussetzung, 
dass rechtzeitig ein Verlängerungsantrag (§ 2 Abs. 4 Z 17a) eingebracht wurde. 

Dasselbe gilt für Visa D aus besonders berücksichtigungswürdigen Gründen, da dieses neu geschaffene 
Visum nur bei der zuständigen Landespolizeidirektion im Inland beantragt werden kann (§ 5 Abs. 1 Z 2 
lit. b), wie z.B. im Falle eines unerwarteten Krankenhausaufenthaltes, die Rechtmäßigkeit eines 
Aufenthaltes herstellen soll. Auch hier gilt, dass das Visum D in diesem Fall ausnahmsweise eine 
Gültigkeitsdauer von weniger als 91 Tagen aufweisen kann unter der Voraussetzung, dass ein Antrag 
gemäß § 22a eingebracht wurde. 

Zu Z 29 (§ 21a Abs. 2): 

Abs. 2 kann entfallen, da bereits gemäß § 21 Abs. 1 iVm Abs. 2 Z 10 klargestellt ist, dass eine 
Erwerbstätigkeit nur unter den Voraussetzungen des § 24 ausgeübt werden darf. 

Zu Z 30 (§ 22a): 

Das neu geschaffene Visum D aus besonders berücksichtigungswürdigen Gründen kann Fremden erteilt 
werden, die sich rechtmäßig im Bundesgebiet aufhalten, sofern die allgemeinen 
Visumserteilungsvoraussetzungen (§ 21 Abs. 1) vorliegen und die Visumserteilung entweder aus 
humanitären Gründen, Gründen des nationalen Interesses oder aufgrund internationaler Verpflichtungen 
notwendig ist. In einem solchen Fall kann die Landespolizeidirektion im Inland unter Zustimmung des 
Bundesministers für Inneres (§ 5 Abs. 1 Z 2 lit. b) ein Visum D erteilen. 

Durch die vorgeschlagene Adaptierung wird eine Harmonisierung mit dem vergleichbare Fälle 
erfassenden Art. 33 Visakodex in Entsprechung von Art. 20 Abs. 2 SDÜ erreicht. Dies soll nur in 
Ausnahmefällen gelten und besonders berücksichtigungswürdige Gründe erfassen, in denen eine Ausreise 
aus dem Bundesgebiet (vor Ablauf der Gültigkeitsdauer eines bestehenden Visums oder vor Ablauf des 
visumfreien Aufenthalts) nicht möglich ist. Dies soll längerfristige Aufenthalte betreffen, unabhängig 
davon, ob der Fremde gemäß des einschlägigen Unionsrechts der Visumpflicht unterliegt oder von dieser 
befreit ist. 

Können Fremde das Bundesgebiet aus unerwarteten Notfällen nicht verlassen und müssen sie ihren 
visumfreien oder visumpflichten rechtmäßigen Aufenthalt überschreiten, beispielsweise aufgrund 
plötzlicher Krankenhausaufenthalte oder aufgrund unvorhergesehener Verpflichtungen des nationalen 
Interesses oder aufgrund internationaler Verpflichtungen, wie etwa der Teilnahme an internationalen 
Sitzungen und Verhandlungen, kann in Hinkunft ein Visum D gemäß § 22a erteilt werden. Zur Erteilung 
ist in diesem Fall die Landespolizeidirektion zuständig (§ 5 Abs. 1). 
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Da der Aufenthalt nach einer Verlängerung gemäß § 22a insgesamt über 90 Tage beträgt, liegt ein 
langfristiger Aufenthalt gemäß Art. 18 SDÜ vor, weshalb mit der Erteilung eines Visums D vorzugehen 
ist (§ 20 Abs. 3a). 

Zu Z 33 (§ 24 Abs. 3, 4 und 5): 

Zu Abs. 3: 

Da Drittstaatsangehörige entsprechend Art. 20 ICT-RL (unter Einhaltung der Mobilitätsbestimmungen 
gemäß Art. 21 und 22 ICT-RL) berechtigt sind, in das Bundesgebiet einzureisen, sich hier aufzuhalten 
und hier zu arbeiten, erfolgt eine Ergänzung des Abs. 3 für die Fälle des unternehmensinternen Transfers, 
für welche eine EU-Entsendebestätigung gemäß § 18 Abs. 13 AuslBG erforderlich ist. 

All jene Drittstaatsangehörigen, die einen Aufenthaltstitel „ICT“ eines Mitgliedstaats innehaben, der den 
Schengen-Besitzstand vollständig anwendet, und die die Voraussetzungen § 18 Abs. 12 oder 13 AuslBG 
erfüllen, sind somit für den Zeitraum von maximal 90 Tagen innerhalb von 180 Tagen von der 
Visumpflicht befreit. 

Zu Abs. 4: 

Korrespondierend zu der Einreisegewährung gemäß § 15 Abs. 4 und parallel zu Abs. 3 wird in Abs. 4 
entsprechend der ICT-RL auch der visumfreie Aufenthalt für den Zeitraum von maximal 90 Tagen 
innerhalb von 180 Tagen gewährt, sofern die betroffenen Drittstaatsangehörigen § 18 Abs. 13 AuslBG 
erfüllen, jedoch einen Aufenthaltstitel „ICT“ eines Mitgliedstaats innehaben, der den Schengen-
Besitzstand nicht vollständig anwendet. Damit wird Art. 21 Abs. 1 ICT-RL entsprochen. 

Zu Abs. 5: 
Für sogenannte „bona fide“-Saisoniers bzw. „Stammsaisoniers“ besteht sowohl im Hinblick auf das 

Visum C bei kurzfristiger Saisonarbeit als auch auf das Visum D bei Saisonarbeit für mehr als 90 Tage 

die Möglichkeit, das Visum für eine bis zu fünfjährige Rahmengültigkeit auszustellen, d.h. die 

Rahmengültigkeit des Visums kann auch mehrere Saisonen erfassen, unbeschadet der maximalen 

Aufenthaltsdauer von 90 Tagen pro 180 Tages-Zeitraum im Falle des Visums C bzw. von 9 Monaten pro 

12-Monats-Zeitraum im Falle des Visums D (siehe die Erläuterungen zu § 20 Abs. 2 letzter Satz). Wird 

nach Ablauf einer Saison und der diesbezüglichen Beschäftigungsbewilligung gemäß § 5 AuslBG auf 

Basis eines solchen mehrjährigen Visums erneut eine Beschäftigungsbewilligung beantragt, hat das AMS 

dies der örtlich zuständigen Landespolizeidirektion mitzuteilen, damit geprüft wird, ob inzwischen – seit 

Ausstellung des Visum kann bereits ein mehrjähriger Zeitraum vergangen sein – Annullierungsgründe, 

Aufhebungsgründe oder eine Gegenstandslosigkeit des Visum vorliegen. Über das Ergebnis der Prüfung 

sowie die allfällige Annullierung, Aufhebung oder Gegenstandslosigkeit des Visums ist das AMS zu 

informieren. Diese Regelung soll auf der einen Seite für einen möglichst geringen Verwaltungsaufwand 

bei den betroffenen Saisonarbeitskräften und Arbeitgebern sorgen, da die „bona fide“-Saisonarbeitskraft 

bestenfalls somit nur einmal in einem Fünf-Jahres-Zeitraum bei der Botschaft ein Visum beantragen 

muss, und auf der anderen Seite sicherstellen, dass auf seit der Ausstellung des Visums eingetretene 

Sachverhaltsänderungen – wenn etwa die Saisonarbeitskraft inzwischen zur Einreiseverweigerung 

ausgeschrieben ist – entsprechend reagiert werden kann. 

Zu Z 34 (§ 26): 

Unter Ausschöpfung aller Beweiserbringungsmöglichkeiten (siehe Adaptierung des § 12) hat die 
Vertretungsbehörde das Vorliegen der Familienangehörigeneigenschaft gemäß § 35 Abs. 5 AsylG 2005 
als Vorfrage zu prüfen, sodass dem Fremden zum Beweise der Familienangehörigeneigenschaft auch die 
Durchführung einer DNA-Analyse zu ermöglichen ist. Erweist sich der Fremde, der bei der 
Vertretungsbehörde einen Antrag auf Erteilung eines Einreisetitels gemäß § 35 AsylG 2005 stellt, nicht 
als Familienangehöriger im Sinne des § 35 Abs. 5 AsylG 2005, hat die Vertretungsbehörde 
konsequenterweise den Antrag auf Erteilung eines Einreisetitels gemäß § 35 AsylG 2005 abzuweisen. Die 
Einbindung des BFA wäre in diesen Fällen nicht zweckmäßig. Gegen diese Entscheidung steht dem 
Antragsteller das Rechtsmittel der Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht zur Verfügung (siehe 
§ 9 Abs. 3). 

Die Begriffspräzisierung („dem Familienangehörigen gemäß § 35 Abs. 5 AsylG 2005“) stellt klar, dass 
nur einem tatsächlichen Familienangehörigen das Visum mit viermonatiger Gültigkeitsdauer erteilt und 
ausgestellt werden kann. Zur entsprechenden Überprüfung hat die Vertretungsbehörde gegebenenfalls den 
Fremden gemäß § 99 Abs. 2 erkennungsdienstlich zu behandeln. 
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Zu Z 35 und 36 (§ 27 Abs. 3 und 5): 

Gemäß Art. 18 Abs. 4 und 5 Saisonier-RL sind bei der Entziehung einer Berechtigung zur Ausübung der 
Saisonier-Tätigkeiten (sogenannte „Genehmigung zum Zwecke der Saisonarbeit“) zwingende 
Verfahrensgarantien zu berücksichtigen: Zum einen muss der Saisonier über die Entziehung (Art. 18 
Abs. 4) und zum anderen über die Möglichkeit der Anfechtung mittels eines Rechtsbehelfs und die 
Modalitäten der Einbringung sowie die einzuhaltenden Beschwerdefristen (Art. 18 Abs. 5) informiert 
werden. Ist der Drittstaatsangehörige Inhaber eines Visums C, richtet sich die Annullierung oder 
Aufhebung des Visums gemäß Art. 9 Abs. 6 Saisonier-RL nach den einschlägigen Bestimmungen des 
Visakodex (siehe Art. 34 Visakodex). In Bezug auf die Annullierung bzw. Gegenstandslosigkeit von 
Visa D für Saisoniers bedarf es hingegen einiger Anpassungen: 

Zu Abs. 3: 

Art. 9 Abs. 1 Saisonier-RL sieht zwingende Gründe vor, nach welchen eine Entziehung der sogenannten 
„Genehmigung zum Zwecke der Saisonarbeit“ gemäß Art. 3 lit. h Saisonier-RL (das ist die 
Beschäftigungsbewilligung nach § 5 AuslBG bzw. das Visum gemäß § 24 Abs. 1) stattzufinden hat. 
Grundsätzlich muss gemäß Art. 9 Abs. 1 lit. a Saisonier-RL zwingend die Annullierung eines Visums 
erfolgen, wenn die Unterlagen, welche zur Erteilung des Visums vorgelegt wurden, in betrügerischer 
Weise erworben, gefälscht oder manipuliert wurden. Dieser Tatbestand wird betreffend das Visum D über 
§ 27 Abs. 1 iVm § 21 Abs. 2 Z 2 abgedeckt. 

Ein weiterer zwingender Grund liegt vor, wenn der Aufenthalt anderen Zwecken dient als jenen, für die 
die Aufenthaltserlaubnis erteilt wurde (siehe Art. 9 Abs. 1 lit. b Saisonier-RL). Wird die 
Beschäftigungsbewilligung des Saisoniers rechtskräftig widerrufen (§ 9 AuslBG), muss korrespondierend 
dazu auch das Aufenthaltsrecht entfallen, weshalb die neue Z 6 aufgenommen wird. Nach 
Benachrichtigung eines rechtskräftigen Widerrufs durch das Arbeitsmarktservice (§ 106) wird das 
Visum D somit gegenstandslos. 

Der betroffene Fremde kann gegen den Widerruf der Beschäftigungsbewilligung eine Beschwerde 
erheben, weshalb das Visum D erst nach einer rechtskräftigen Entscheidung als gegenstandslos zu 
erklären ist. Da sich der betroffene Fremde gegen den Widerruf der Beschäftigungsbewilligung 
beschweren kann, bedarf es keines separaten Rechtsweges zur Beschwerde gegen die 
Gegenstandslosigkeitserklärung. 

Zu Abs. 5: 

Anders als die Annullierung gemäß Abs. 1 tritt die Gegenstandslosigkeit gemäß Abs. 3 ex lege ein, 
weshalb auch keine Beschwerdemöglichkeit dagegen offen steht. Entsprechend Art. 18 Abs. 4 und 5 
Saisonier-RL müssen die in Art. 9 Saisonier-RL aufgezählten Entziehungstatbestände einem 
Beschwerdeverfahren zugänglich sein. Da der Grund des Abs. 3 Z 3 dem Tatbestand des Art. 9 Abs. 4 
Saisonier-RL entspricht, ist für diesen Fall, abweichend von Abs. 3, eine Annullierung entsprechend den 
Bestimmungen des Abs. 1 und 2 vorzunehmen. 

Zu Z 37 (§ 31 Abs. 1 Z 5): 

Art. 18 Abs. 2 Saisonier-RL sieht vor, dass der Inhaber eines Visums für Saisoniers das Verfahren zur 
Verlängerung im Bundesgebiet abwarten kann, bis die zuständigen Behörden über den Antrag 
entschieden haben, sofern der Antrag während der Gültigkeitsdauer des Visums eingebracht wurde und 
der Höchstzeitraum gemäß Art. 14 Abs. 1 Saisonier-RL nicht überschritten wurde. Dieser Bestimmung 
wird durch Abs. 1 Z 5 Rechnung getragen. Mit dem Verweis auf § 2 Abs. 4 Z 17a wird klargestellt, dass 
dies nur für solche Verlängerungsanträge gilt, die rechtzeitig, dh. noch vor Ablauf der Gültigkeitsdauer 
des Visums, eingebracht wurden. 

Zu Z 38 (§ 31 Abs. 1 Z 6): 

Vor dem Hintergrund der Umsetzung der Saisonier-RL sowie des § 24 hat diese Ziffer entfallen, da sich 
der rechtmäßige Aufenthalt in den von dieser Bestimmung bisher erfassten Fällen ohnehin direkt aus § 24 
ergibt. 

Zu Z 40, 42 und 43 (§§ 35a, 36 Abs. 1 Z 5 und 39 Abs. 5b): 

Durch die mit 1. Juni 2016 in Kraft getretene Novelle BGBl. I Nr. 24/2016 wurde in § 39 Abs. 5b die 
Möglichkeit geschaffen, die Festnahme eines Fremden mittels Festnahmeauftrags bei einem späteren 
Eintreffen der Zustimmung zu einer Rückübernahme anzuordnen, wenn dieser aufgrund der 
Ausschöpfung der maximalen Anhaltedauer vor Eintreffen der Zustimmung zur Rückübernahme zu 
enthaften war. Diesfalls ist entsprechend der geltenden Rechtslage eine Anhaltung bis zu 72 Stunden 
zulässig. Die damit verbundene Befugnis zur Festnahme des Fremden im Falle des Vorliegens eines 
solchen Festnahmeauftrages war bis dato jedoch nicht ausdrücklich festgeschrieben. In diesem 
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Zusammenhang bedarf es zur praktischen Wirksamkeit dieser Regelung auch der korrespondierenden 
Möglichkeit eines Durchsuchungsauftrages und einer darauf basierenden Betretungsbefugnis. Es ist daher 
sachgerecht, derartige Bestimmungen nunmehr nach dem bewährten Vorbild der §§ 35 und 37 BFA-VG 
ins FPG aufzunehmen. 

Zu Z 41 (§ 36 Abs. 1 Z 2 bis 4): 

Der Wortlaut des § 36 Abs. 1 Z 2 bis 4 verunmöglichte bisher in vielen Fällen die Anwendung der 
Betretungsbefugnisse, weil ein konkreter Verdacht betreffend des Aufenthaltes oder der unrechtmäßigen 
Beschäftigung nur in Bezug auf einen Fremden vorlag. Nachdem durch BGBl. I Nr. 121/2015 auch in 
§ 114 Abs. 3 Z 2 die Zahl der erforderlichen Fremden für eine qualifizierte Straftat von zehn auf drei 
reduziert wurde, ist eine entsprechende Herabsetzung in den damit korrespondierenden Bestimmungen zu 
den Betretungsbefugnissen angemessen. Entsprechend § 28c Abs. 2 Z 1 und 2 AuslBG ist die illegale 
Beschäftigung nur eines Fremden bereits strafbar, weshalb auch in dieser Hinsicht eine 
Betretungsbefugnis vorliegen muss, sodass der Verdacht in Bezug auf einen Fremden ausreichend sein 
muss. 

Zu Z 44 (§ 46 Abs. 3): 

Diese Ergänzung stellt vor dem Hintergrund des diesbezüglich langjährigen Vollzugs klar, dass etwaige 
Gebühren, die im Zusammenhang mit der Durchführung einer Abschiebung durch die Behörden des 
Staates, in welchen der Fremde abzuschieben ist, anfallen, durch das BFA zu entrichten sind. Ebenso 
kann es zur Entrichtung allfälliger Aufwandersatzleistungen kommen, wenn der ausländischen Behörde 
durch die Rückübernahme im Zusammenhang mit der Abschiebung Kosten entstanden sind (z.B. Kosten 
durch Verwaltungsaufwand, die im Zusammenhang mit der Identifizierung der Fremden als Staatsbürger 
des jeweils betroffenen Staates oder bei der Ausstellung von Heimreisezertifikaten entstehen). 

Zu Z 45 (§ 53 Abs. 3 Z 1 und 5): 

Durch diese Änderung werden von der Regelung nunmehr auch jene straffälligen Drittstaatsangehörigen 
erfasst, die von einem Gericht zu einer unbedingten Freiheitsstrafe von drei Monaten bzw. fünf Jahren 
sowie zu einer bedingt oder teilbedingt nachgesehenen Freiheitsstrafe von sechs Monaten rechtskräftig 
verurteilt wurden. 

Zu Z 46 (§ 58 Abs. 2 und 3): 

In Abs. 2 war bisher ausdrücklich festgeschrieben, dass ein Fremder, dessen Asylantrag zurück- oder 
abgewiesen wurde und gegen den eine durchsetzbare Rückkehrentscheidung erlassen wurde, 
nachweislich über den festgelegten Abschiebetermin zu informieren ist. Wurde bereits einmal ein 
angekündigter Abschiebetermin aus dem Fremden zurechenbaren Gründen versäumt, ist er beim nächsten 
Abschiebetermin im Zuge der Festnahme über den Abschiebetermin zu informieren. Für Abschiebungen 
außerhalb dieser Fallkonstellationen, etwa die Abschiebung von Fremden ohne vorangegangenes 
Asylverfahren oder in Dublin-Konstellationen, gab es keine vergleichbare Verpflichtung. In 
unionsrechtlicher Hinsicht besteht keine Notwendigkeit für eine derartige Informationsverpflichtung und 
hat sich die Ankündigung eines konkreten Abschiebetermins in der Praxis für die effektive Durchsetzung 
einer Abschiebung oftmals als hinderlich erwiesen. Vor diesem Hintergrund entfällt daher Abs. 2. Die in 
Abs. 1 vorgesehene Verpflichtung, den Fremden bei Erlassung einer Rückkehrentscheidung über seine 
Pflicht zur unverzüglichen oder fristgerechten Ausreise zu informieren und auf Maßnahmen zur 
Durchsetzung der Ausreiseverpflichtung hinzuweisen, bleibt unverändert im Rechtsbestand. Der Entfall 
der gesetzlichen Verpflichtung hindert die Behörde naturgemäß nicht daran, wenn es zweckmäßig 
erscheint, betroffene Fremde weiterhin über den anstehenden Abschiebetermin zu informieren. Im 
Übrigen siehe auch Erläuterungen zu § 12a Abs. 3 Z 2 AsylG 2005. 

Zu Z 47 (§ 67 Abs. 4): 

Hiebei handelt es sich um eine sachgerechte Anpassung an die korrespondierende Regelung des § 53 
Abs. 4 bei Einreiseverboten. 

Zu Z 48 und 49 (§ 76 Abs. 2a, Abs. 3 Z 8): 

Nach geltender Rechtslage ist eine Schubhaftverhängung zwecks Sicherstellung einer 
Außerlandesbringung bzw. zur Sicherung des Verfahrens über einen Antrag auf internationalen Schutz im 
Hinblick auf die Erlassung einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme oder der Abschiebung zulässig, 
sofern dies zur Sicherung der Erlassung einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme oder zur Sicherung der 
Abschiebung notwendig ist und eine Fluchtgefahr besteht, sowie die Haft verhältnismäßig ist und sich 
gelindere Maßnahmen nicht wirksam anwenden lassen. 

Eine „Fluchtgefahr“ gemäß § 76 Abs. 3 sowie eine Fluchtgefahr im Sinne der Dublin-III-VO liegen vor, 
wenn bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sich der Fremde dem Verfahren oder der 
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Abschiebung entziehen oder die Abschiebung wesentlich erschweren wird. In § 76 Abs. 3 Z 1 bis 9 
werden in einer auf der Judikatur des Verwaltungsgerichthofes basierenden demonstrativen Aufzählung 
jene Kriterien aufgezählt, die bei der Prüfung des Vorliegens von Fluchtgefahr zu berücksichtigen sind. 
Auch wenn die Verhängung von Schubhaft gemäß höchstgerichtlicher Judikatur weder der Aufdeckung 
oder Verhinderung von Straftaten noch ihrer Sanktionierung dient, sondern der Erfüllung eines 
administrativen Sicherungszweckes (vgl. VwGH 30.08.2007, 2006/21/0107; 22.11.2007, 2006/21/0189; 
17.03.2009, 2007/21/0542; 20.10.2011, 2008/21/0191; 22.12.2009, 2009/21/0185 uvw. sowie VfGH 
08.03.1994, G 112/93 = VfSlg. 13715), ist ein allfälliges strafrechtliches Verhalten des Fremden im 
Rahmen der Schubhaftverhängung von Relevanz. Auf eine etwaige Straffälligkeit des Fremden wird nach 
dem bisherigen Gesetzeswortlaut jedoch nicht ausdrücklich abgestellt. 

Es ist daher angezeigt, nunmehr explizit zu normieren, dass im Rahmen der Verhältnismäßigkeitsprüfung 
neben anderen Faktoren auch das bisherige strafrechtliche Verhalten des Fremden zu berücksichtigen ist, 
insbesondere ob sich aufgrund einer früheren Delinquenz des Fremden in Abhängigkeit von der Schwere 
der Straftaten das Gewicht des öffentlichen Interesses an einer baldigen Durchsetzung einer Abschiebung 
maßgeblich vergrößert. Klarzustellen ist, dass der vorgeschlagene Abs. 2a ein strafrechtliches Verhalten 
des Fremden nicht zu einer notwendigen Voraussetzung für die Anordnung der Schubhaft macht. 
Vielmehr ergibt sich aus dem Wort „auch“ und der Bezugnahme auf ein „allfälliges“ strafrechtliches 
Verhalten, dass bei der Verhältnismäßigkeitsprüfung nicht nur einem strafrechtlichen Verhalten, sondern 
auch anderen Faktoren Bedeutung zukommen kann. Ebenso wenig ist aus Abs. 2a ein Umkehrschluss des 
Inhalts zu ziehen, dass über einen Fremden, dem keine strafrechtlich relevanten Verhaltensweisen zur 
Last liegen, anstelle der Schubhaft nur mehr ein gelinderes Mittel angeordnet werden dürfte. 

§ 76 Abs. 3 Z 8 stellt klar, dass die Verletzung von Meldepflichten ein Anhaltspunkt für das Vorliegen 
einer Fluchtgefahr sein kann. Dies gilt nicht nur für die Verletzung der bisher ausdrücklich genannten 
Meldepflichten, sondern auch für die Missachtung des 38b SPG. Es ist daher sachgerecht, diese 
Bestimmung in die Aufzählung aufzunehmen. 

Zu Z 51 (§ 80 Abs. 7): 

Entsprechend den Empfehlungen des Rates der Europäischen Union vom 16. Dezember 2015, die 
aufgrund der Schengen-Evaluierung Österreichs im Jahr 2015 im Bereich „Rückführung“ ausgesprochen 
wurden, wird eine gesetzliche Maximaldauer der Schubhaft von insgesamt 18 Monaten festgelegt. Diese 
Maßnahme basiert auf Art. 15 Abs. 6 der Richtlinie 2008/115/EG über gemeinsame Normen und 
Verfahren in den Mitgliedstaaten zur Rückführung illegal aufhältiger Drittstaatsangehöriger 
(„Rückführungs-RL“) und tritt somit zu dem bestehenden Regime des Abs. 4 oder 5 hinzu. Dh. dass 
grundsätzlich die in Abs. 4 oder 5 genannten Fristen innerhalb des dort genannten 
Durchrechnungszeitraumes einzuhalten sind. Darüber hinaus ist künftig bei gleichbleibendem Sachverhalt 
die gesamte Dauer der Anhaltung zusammenzurechnen und zu untersagen, sofern 18 Monate 
überschritten werden; dies selbst dann, wenn bereits ein neuer Durchrechnungszeitraum (gemäß Abs. 4 
oder 5) gilt. 

Zu Z 52 (§ 104 Abs. 2): 

Es handelt sich um die Beseitigung eines redaktionellen Versehens, da neben den 
Landespolizeidirektionen auch der Bundeminister für Inneres zur Ermittlung verarbeiteter 
Verfahrensdaten ermächtigt ist. Entsprechend dem Fremdenbehördenneustrukturierungsgesetz (BGBl. I 
Nr. 87/2012, RV 1803, XXIV. GP) wurden die fremdenpolizeilichen Angelegenheiten durch die 
Landespolizeidirektionen übernommen, weshalb damals in mehreren Bestimmungen des FPG (sowie in 
§ 104 Abs. 2) das Wort „Fremdenpolizeibehörde“ durch das Wort „Landespolizeidirektion“ ersetzt 
wurde. Ursprünglich wurde die Zuständigkeit des Bundesministers für Inneres über den Begriff 
„Fremdenpolizeibehörde“ miterfasst und entfiel dies im Zuge eines redaktionellen Versehens. Es bedarf 
jedoch nach wie vor einer Grundlage für diese Zuständigkeit, weshalb das Versehen nun bereinigt wird. 

Zu Z 53 (§ 106): 

Diese Ergänzung ist notwendig, um § 27 Abs. 3 Z 6 Rechnung zu tragen, sodass die 
Landespolizeidirektion vom Arbeitsmarktservice informiert wird, wenn einem Fremden eine 
Beschäftigungsbewilligung gemäß § 9 AuslBG rechtskräftig widerrufen wurde und in Folge dessen die 
Annullierung des Visums zu erfolgen hat. 

Zu Z 54 (§ 114 Abs. 6): 

Der Gesetzestext wird dem Wortlaut der §§ 19a bis 20c Strafgesetzbuch, novelliert durch BGBl. I Nr. 
108/2010, RV 918, XXIV. GP, angepasst. 
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Zu Z 55 und 57 bis 59 (§ 120 Abs. 1b und 1c sowie Abs. 5 bis 7): 

Nach geltender Rechtslage begeht eine Verwaltungsübertretung, wer als Fremder nicht rechtmäßig 
einreist oder sich nicht rechtmäßig im Bundesgebiet aufhält (§ 120 Abs. 1 und Abs. 1a FPG). Darunter 
fallen verschiedenste Sachverhalte. Ein Fremder, der seinen visumfreien Aufenthalt versehentlich um 
einen Tag überschreitet fällt gleichermaßen unter diese Regelung wie jener Fremde, der trotz eines 
rechtskräftigen und durchsetzbaren Einreiseverbotes, also trotz einer bereits rechtskräftigen behördlichen 
Feststellung, nicht zeitgerecht ausreist. 

Es ist daher sachgerecht, für jene qualifizierten Sachverhalte einen eigenen Straftatbestand mit erhöhtem 
Strafrahmen vorzusehen. 

Zu Abs. 1b: 

Nach Abs. 1b ist strafbar, wer als Fremder nicht ausreist – und sich folglich unrechtmäßig im 
Bundesgebiet aufhält –, obwohl die gegen ihn erlassene Rückkehrentscheidung rechtskräftig und 
durchsetzbar geworden ist, sofern er seiner Pflicht zur Inanspruchnahme eines 
Rückkehrberatungsgespräches gemäß § 52a Abs. 2 BFA-VG nachgekommen ist oder ein solches 
Rückkehrberatungsgespräch bis zum Eintritt der Rechtskraft und Durchsetzbarkeit der 
Rückkehrentscheidung aus vom Fremden zu vertretenden Gründen nicht stattgefunden hat. Von der 
Strafbarkeit des (bloßen) unrechtmäßigen Aufenthaltes unterscheidet sich der Tatbestand gemäß dem 
vorgeschlagenen Abs. 1b dadurch, dass zu der Unrechtmäßigkeit des Aufenthaltes die Zuwiderhandlung 
gegen eine durchsetzbare, vom Bundesamt oder Bundesverwaltungsgericht rechtskräftig festgestellte, 
damit grundsätzlich endgültig gewordene und auch dem Betroffenen unmissverständlich zur Kenntnis 
gebrachte Ausreisepflicht und – im Falle des bis zum Eintritt der Rechtskraft und Durchsetzbarkeit der 
Rückkehrentscheidung unterbliebenen Rückkehrberatungsgesprächs (§ 52a Abs. 2 BFA-VG) – auch die 
Missachtung der Pflicht zur Inanspruchnahme eines Rückkehrberatungsgespräches gemäß 
§ 52a Abs. 2 BFA-VG hinzutritt. Es ist daher unter dem Gesichtspunkt der Verhältnismäßigkeit 
gerechtfertigt, diesen Fall, wie vom vorgeschlagenen Abs. 1b beabsichtigt, mit einer strengeren Strafe zu 
belegen als den „schlicht“ unrechtmäßigen Aufenthalt – wie etwa eine geringfügige Überschreitung des 
visumpflichtigen oder des erlaubten visumfreien Aufenthalts – gemäß Abs. 1a. 

Der vorgeschlagene Verwaltungsstraftatbestand hat zwei Anwendungsvoraussetzungen, die kumulativ 
erfüllt sein müssen. Dies ist zunächst der Eintritt der Rechtskraft und der Durchsetzbarkeit der gegen den 
Fremden bestehenden Rückkehrentscheidung, wobei es nicht darauf ankommt, ob diese „isoliert“ erlassen 
wurde oder mit einem Einreiseverbot gemäß § 53 verbunden ist. Die Rückkehrentscheidung wird gemäß 
§ 52 Abs. 8 Satz 1 grundsätzlich mit dem Eintritt der Rechtskraft durchsetzbar. In den meisten Fällen 
wird daher der Eintritt der Rechtskraft mit jenem der Durchsetzbarkeit zeitlich zusammenfallen. 
Rechtskraft und Durchsetzbarkeit können allerdings auch zu verschiedenen Zeitpunkten eintreten. So 
kann die Durchsetzbarkeit in dem – auch in § 52 Abs. 8 Satz 1 genannten – Fall des § 16 Abs. 4 BFA-VG 
bereits vor der Rechtskraft eintreten, wenn der Beschwerde gegen eine Rückkehrentscheidung, die mit 
einer abweisenden Entscheidung des Bundesamtes über einen Antrag auf internationalen Schutz 
verbunden ist, die aufschiebende Wirkung nicht zukommt, oder – auch in anderen als den in 
§ 16 Abs. 4 BFA-VG genannten Fällen – danach, wenn etwa der Revision gegen ein über die 
Rückkehrentscheidung ergangenes Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichtes gemäß 
§ 30 Abs. 2 VwGG oder der hiergegen erhobenen Beschwerde gemäß § 85 Abs. 2 VfGG die 
aufschiebende Wirkung zuerkannt wird. Für jene Fälle, in denen Rechtskraft und Durchsetzbarkeit der 
Rückkehrentscheidung in zeitlicher Hinsicht auseinanderfallen, stellt Abs. 1b klar, dass beide Wirkungen 
kumulativ vorliegen müssen. 

Die zweite Voraussetzung stellt auf die Pflicht zur Inanspruchnahme eines Rückkehrberatungsgesprächs 
gemäß § 52a Abs. 2 BFA-VG ab. Dabei kann es unter dem Gesichtspunkt der Gleichbehandlung keinen 
Unterschied bedeuten, ob der Fremde dieser Pflicht von vornherein nicht nachkommt oder aber ihr zwar 
nachkommt, sich aber im Wissen um die beim Rückehrberatungsgespräch regelmäßig angebotene 
Rückkehrhilfe und Perspektivenabklärung für den unrechtmäßigen Verbleib im Bundesgebiet entscheidet. 
Ein Unterschied besteht in zeitlicher Hinsicht nur insofern, als es in der Variante der unterlassenen 
Inanspruchnahme des Rückkehrberatungsgesprächs darauf ankommt, dass dieses bis zum Eintritt der 
Rechtskraft und Durchsetzbarkeit aus vom Fremden zu vertretenden Gründen nicht stattgefunden hat. 

Der Begriff der „vom Fremden zu vertretenden Gründe“ findet sich bereits jetzt in 
§ 15 Abs. 2 AsylG 2005, §§ 46a und 52 Abs. 9 FPG sowie § 10 Abs. 1 Z 7 StbG 1985. Im 
vorgeschlagenen Abs. 1b findet er sich sowohl in Bezug auf das Unterbleiben der unverzüglichen 
Ausreise als auch in Bezug auf das Unterbleiben des Rückkehrberatungsgesprächs. Im Zusammenhang 
mit der nicht rechtzeitigen Ausreise ist zu beachten, dass § 55 Abs. 2 ohnehin bereits im Verfahren zur 
Erlassung der Rückkehrentscheidung eine Verlängerung der grundsätzlich 14 Tage dauernden Frist zur 
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freiwilligen Ausreise ermöglicht, sofern der Fremde das „Überwiegen besonderer Umstände“ aus 
Eigenem vorbringt. Wurden derartige Gründe im Verfahren zur Erlassung der Rückkehrentscheidung 
nicht vorgebracht, so kann dies grundsätzlich ein Anhaltspunkt dafür sein, dass das Unterbleiben der 
Ausreise vom Fremden auch zu vertreten ist. Gründe, die vom Fremden nicht zu vertreten sind und zum 
Entfall einer Strafbarkeit nach Abs. 1b führen, können etwa eine schwere, kurz vor oder nach Ablauf der 
Frist zur freiwilligen Ausreise eintretenden Erkrankung, die eine akute Behandlung noch in Österreich 
erfordert, oder die Regelung sonstiger, eine vorübergehende Anwesenheit des Fremden in Österreich 
erfordernder Angelegenheiten sein, etwa die Erstattung einer Zeugenaussage in einem (anderen) 
gerichtlichen oder verwaltungsbehördlichen Verfahren. 

Im Zusammenhang mit dem Unterbleiben des Rückkehrberatungsgesprächs sollen Sachverhalte erfasst 
sein, bei denen das Unterbleiben in der Einflusssphäre des Fremden liegt bzw. diesem zurechenbar ist, der 
Fremde es also zu verantworten hat. Nicht zu vertreten hätte ein Fremder das Unterbleiben des 
Rückkehrberatungsgespräches etwa dann, wenn ihm dessen Inanspruchnahme aufgrund einer schwer 
wiegenden Erkrankung nicht zeitgerecht möglich war oder er sich um die Vereinbarung und 
Wahrnehmung eines Gesprächstermins zwar bemüht hat, die zuständige Rückkehrberatungsstelle 
(§ 52a Abs. 3 BFA-VG) einen solchen aber wegen Überlastung oder aus Personalmangel – und somit aus 
einem vom Fremden nicht zu verantwortenden bzw. außerhalb seiner Einflusssphäre gelegenen Grund – 
nicht rechtzeitig anbieten konnte. Hat der Fremde freilich einen ihm angebotenen Gesprächstermin ohne 
triftigen Grund ungenutzt verstreichen lassen und ist die zuständige Rückkehrberatungsstelle bis zum 
Eintritt der Rechtskraft und Durchsetzbarkeit der Rückkehrentscheidung nicht mehr in der Lage, einen 
Ersatztermin zu finden, wäre dies von ihm zu vertreten, weil er es selbst in der Hand gehabt hätte, das 
Rückkehrberatungsgespräch zum ursprünglichen Termin in Anspruch zu nehmen. 

Da sämtliche Tatbestandsmerkmale eines schlicht rechtswidrigen Aufenthaltes gemäß Abs. 1a auch in 
dem vorgeschlagenen Verwaltungsstraftatbestand gemäß Abs. 1b mitenthalten sind, schließt die 
Strafbarkeit nach Abs. 1b jene nach Abs. 1a aus. Dabei wird davon auszugehen sein, dass eine 
Strafbarkeit nach Abs. 1a jedenfalls endet, sobald sämtliche Voraussetzungen gemäß Abs. 1b erstmals 
kumulativ verwirklicht sind. Solange daher z.B. Rechtskraft und Durchsetzbarkeit in zeitlicher Hinsicht 
auseinanderfallen und noch nicht beide Wirkungen eingetreten sind, läge bloß eine Strafbarkeit nach 
Abs. 1a vor. 

Im Zusammenschau mit Abs. 5 ergibt sich zudem, dass eine Strafbarkeit nach Abs. 1b auch dann, wenn 
zwar eine rechtskräftige und durchsetzbare Rückkehrentscheidung besteht, aber die Ausreise nur in ein 
Land möglich wäre, in das eine Abschiebung aufgrund des Art. 2 oder 3 EMRK unzulässig wäre, in 
Duldungsfällen, während der Frist zur freiwilligen Ausreise gemäß § 55 oder für die Dauer eines Entzugs 
der persönlichen Freiheit nicht vorliegt. 

Zu Abs. 1c : 

Gemäß Abs. 1c unterliegt die unrechtmäßige Einreise eines Fremden trotz gültigen Einreiseverbotes 
künftig einem erhöhtem Strafrahmen. Diesbezüglich ist zu berücksichtigen, dass die Erlassung eines 
Einreiseverbotes gemäß § 53 FPG eine Prüfung und Bejahung der Gefährdung der öffentlichen Ordnung 
oder Sicherheit durch den Fremden voraussetzt. 

Im Hinblick auf die Verhältnismäßigkeit und sich nach Erlassung des Einreiseverbotes ändernde 
Umstände ist festzuhalten, dass es einerseits nach geltender Rechtslage die Möglichkeit der Aufhebung 
oder Verkürzung des Einreiseverbotes gibt. 

Zudem ist der Tatbestand nicht erfüllt, wenn dem Fremden etwa aus humanitären Gründen (zB Begräbnis 
von Verwandten im Inland, notwendige medizinische Behandlung im Inland etc) ein Visum bzw. eine 
besondere Bewilligung zur Wiedereinreise während der Gültigkeitsdauer eine Einreiseverbotes nach 
§ 27a FPG erteilt wird, da diesfalls die Einreise rechtmäßig wäre. 

Sollte der Fremde zwar trotz Vorliegens eines Einreiseverbotes und einer Rückkehrentscheidung 
unrechtmäßig einreisen bzw. nicht zeitgerecht ausreisen, aber einen Asylantrag stellen und in weiterer 
Folge einen asylrechtlichen Status erhalten, liegt ebenfalls keine Strafbarkeit nach dieser Norm vor (Abs. 
5). Während eines solchen Asylverfahrens ist das Verfahren abzubrechen und der Ausgang des 
Asylverfahrens abzuwarten 

Sowohl im Falle der abermaligen nicht zeitgerechten Ausreise trotz Vorliegens einer rechtskräftigen und 
durchsetzbaren Rückkehrentscheidung samt rechtskräftigen Einreiseverbotes als auch im Falle der 
abermaligen unrechtmäßigen Einreise unter Verletzung eines gültigen Einreiseverbotes erscheint es 
sachgerecht, dass anstelle der Geldstrafe ein Primärarrest verhängt wird. 

Die Abs. 5 bis 7 sind aufgrund der Einführung der beiden neuen Straftatbestände entsprechend 
anzupassen. 
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Im Hinblick auf das Unionsrecht ist anzumerken, dass es den Mitgliedstaaten freisteht, Strafmaßnahmen 
nach einzelstaatlichem Strafrecht gegen Drittstaatsangehörige zu verhängen, auf die das 
Rückkehrverfahren nach Maßgabe der Rückführungsrichtlinie angewandt wurde und die sich ohne einen 
Rechtfertigungsgrund für ihre Nichtrückkehr illegal im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats aufhalten. In 
diesen Fällen ist die vollständige Einhaltung der Grundrechte zu garantieren, insbesondere derjenigen, die 
durch die EMRK und die Grundrechtecharta garantiert sind (Achughbabian, C-329/11, Rn. 48-49). Die 
Rückführungs-RL (RL 2008/115/EG) steht einer nationalen strafrechtlichen Sanktion nicht entgegen, 
wenn der Fremde nach Erteilung einer Rückkehrentscheidung samt Einreiseverbot, erneut in das 
Bundesgebiet einreist (EuGH C 290/14) oder auf den Fremden das Rückkehrverfahren angewandt wurde 
und sich dieser ohne einen Rechtfertigungsgrund für seine Nichtrückkehr illegal in dem genannten 
Hoheitsgebiet aufhält, sofern sich die Vollstreckung der Rückkehrentscheidung dadurch nicht zu 
verzögern droht. (EuGH C-329/11; auch C-61/11). 

Zu Z 56 (§ 120 Abs. 2 Z 1): 

Nach bisheriger Rechtslage sind wissentlich falsche Angaben nur strafbar, wenn sie im Verfahren zur 
Erteilung eines Einreise- oder Aufenthaltstitels vor der zur Ausstellung eines solchen Titels berufenen 
Behörde erfolgen. Da die Anzahl an Drittstaaten, gegenüber welchen die Visumpflicht aufgehoben wurde, 
immer größer wird (siehe Verordnung (EG) Nr. 539/2001 zur Aufstellung der Liste der Drittländer, deren 
Staatsangehörige beim Überschreiten der Außengrenzen im Besitz eines Visums sein müssen, sowie der 
Liste der Drittländer, deren Staatsangehörige von dieser Visumpflicht befreit sind), greift die bisherige 
Regelung oft ins Leere. Straffrei ist nach geltender Rechtslage auch die Vortäuschung der 
Staatsangehörigkeit eines EWR-Staats oder der Schweiz, um so eine Dokumentation nach dem NAG zu 
erlangen. In Hinkunft werden auch wissentlich falsche Angaben im Rahmen der Überprüfung der 
Rechtmäßigkeit der Einreise oder des Aufenthaltes sowie gegenüber der Behörde im Verfahren zur 
Ausstellung einer Dokumentation strafbar sein und wird somit eine Gleichbehandlung ähnlicher 
Sachverhalte hergestellt. 

Zu Z 60 (§ 126 Abs. 18): 

Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten. 

Zu Artikel 3 (Änderung des Asylgesetzes 2005) 

Zu Z 1 (§ 7 Abs. 2): 

Nach geltender Rechtslage ist ein Verfahren zur Aberkennung des Status des Asylberechtigten jedenfalls 
einzuleiten, wenn ein Fremder gemäß § 2 Abs. 3 straffällig geworden ist. Eine Straffälligkeit im Sinne des 
§ 2 Abs. 3 setzt das Vorliegen einer rechtskräftigen Verurteilung des Fremden voraus. Vor diesem 
Hintergrund ist es sachgerecht, nach dem bewährtem Vorbild des § 27 Abs. 3 vorzusehen, dass im Falle 
der Straffälligkeit eines Fremden bereits vor rechtskräftiger Verurteilung ein Aberkennungsverfahren 
einzuleiten ist. Durch den nunmehrigen Verweis auf die Fälle des § 27 Abs. 3 Z 1 bis 4 werden neben der 
rechtskräftigen Verurteilung nunmehr weitere Fälle erfasst. Bei diesen Fällen handelt es sich um die 
Einbringung einer Anklage durch die Staatsanwaltschaft wegen einer gerichtlich strafbaren Handlung, die 
nur vorsätzlich begangen werden kann, die Verhängung einer Untersuchungshaft sowie die Betretung auf 
frischer Tat bei der Begehung eines Verbrechens. Zudem wird angeordnet, dass in jenen Fällen, in denen 
eine Verpflichtung zur Einleitung eines Aberkennungsverfahrens besteht, die Verfahren beschleunigt, d.h. 
längstens binnen einer Frist von einem Monat, zu führen sind. Der Fristenlauf beginnt dabei mit der 
Verständigung des Bundesamtes durch die Staatsanwaltschaft oder das Strafgericht über die 
rechtskräftige Entscheidung im Strafverfahren gemäß § 30 Abs. 5 BFA-VG zu laufen. Dadurch soll es zu 
einer wesentlichen Beschleunigung bei der Aberkennung und Außerlandesbringung von entsprechend 
schwerwiegend straffällig gewordenen Asylberechtigten kommen. Dies ist einerseits aus Gründen der 
Sicherheit im öffentlichen Interesse erforderlich und andererseits steht diesfalls bereits zu einem früheren 
Zeitpunkt für den betroffenen Fremden sein weiteres aufenthaltsrechtliches Schicksal fest. 

Zu Z 2 (§ 12a Abs. 3 Z 2): 

Vor dem Hintergrund des Entfalls des § 58 Abs. 2 FPG hat der Verweis in § 12a auf diesen ebenfalls zu 
entfallen. Naturgemäß bleibt es dem BFA unbenommen, auch trotz des Entfalls der gesetzlichen 
Informationsverpflichtung einen betroffenen Fremden über den festgelegten Abschiebetermin zu 
informieren. Sollte ein Fremder einen Folgeantrag binnen 18 Tagen vor dem bereits festgelegten 
Abschiebetermin stellen und zudem eine der Voraussetzungen des Abs. 3 Z 3 lit. a bis c vorliegen (Haft, 
Anhaltung oder gelinderes Mittel), besteht weiterhin kein faktischer Abschiebeschutz, sofern der Fremde 
zuvor über den Abschiebetermin nachweislich informiert wurde. In einem solchen Fall kann nämlich 
entsprechend Art. 41 Abs. 1 lit. a der Richtlinie 2013/32/EU (Verfahrensrichtlinie) angenommen werden, 
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dass der Folgeantrag nur der Verzögerung oder Behinderung der Abschiebung dient. Diese im Gesetz 
festgelegten Kriterien stellen somit die innerstaatliche Konkretisierung der „Antragstellung nur zur 
Verzögerung/Behinderung der Abschiebung dar“. Die Information des Fremden über den festgelegten 
Abschiebetermin muss diesfalls im Akt entsprechend dokumentiert sein. 

Zu Z 3 (§ 15 Abs. 1 Z 3): 

Nach § 2 GVG-B ist bei der Aufnahme in die Grundversorgung auf etwaige besondere Bedürfnisse der 
Asylwerber Bedacht zu nehmen. Opfer von Gewalt, die aufgrund Folter, durch Anwendung schwerer 
Formen psychischer, physischer oder sexueller Gewalt oder durch ein gleichwertiges Ereignis an einer 
belastungsabhängigen krankheitswertigen Störung leiden, werden verfahrensrechtlich durch die Regelung 
des § 30 AsylG 2005 insofern geschützt, als der Antrag im Zulassungsverfahren nicht abzuweisen ist und 
im Verfahren auf die besonderen Bedürfnisse Bedacht zu nehmen ist. Damit die Behörden dieser 
Verpflichtung nachkommen können, ist es aber erforderlich, dass ihnen entsprechende ärztliche bzw. 
medizinische Befunde und Gutachten zukommen. Ohne Kenntnis der Behörde über die besonderen 
Bedürfnisse ist es ihr nicht möglich, entsprechende Maßnahmen im Interesse des Fremden zu setzen bzw. 
können besondere Bedürfnisse bei dessen Versorgung nur bedingt berücksichtigt werden. Durch die 
Vorlagepflicht des Asylwerbers hinsichtlich der ihm zur Verfügung stehenden ärztlichen Befunde und 
Gutachten ist zudem gewährleistet, dass dieser bereits ab dem Zulassungsverfahren und während der 
gesamten Dauer der Grundversorgung (d.h. auch nach einem Wechsel in eine Betreuungseinrichtung 
eines Bundeslandes) eine besondere Behandlung aufgrund seiner besonderen Schutzbedürftigkeit erfährt. 
Darüber hinaus ist im Rahmen der Beurteilung der Glaubwürdigkeit des Vorbringens eines Asylwerbers 
auf die Mitwirkung im Verfahren Bedacht zu nehmen (§ 18 Abs. 3 AsylG 2005, § 13 Abs. 5 BFA-VG). 
Auch können etwaige besondere Bedürfnisse bei der Erlassung einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme 
(§ 10 AsylG 2005) von der Behörde nicht berücksichtigt werden, wenn sie weder bekannt noch 
entsprechend nachgewiesen wurden. Daher ist es sachgerecht und zweckmäßig, dass Asylwerber, die 
bereits über derartige Befunde verfügen, im Rahmen ihrer Mitwirkungspflicht diese auch vorzulegen 
haben. 

Zu Z 4 (§ 34 Abs. 2 und 3): 

Vor dem Hintergrund der Bestimmungen zum Recht auf Familienzusammenführung der 
Richtlinie 2004/83/EG über Mindestnormen für die Anerkennung und den Status von 
Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen als Flüchtlinge oder als Personen, die anderweitig 
internationalen Schutz benötigen, und über den Inhalt des zu gewährenden Schutzes, ABl. L 304 vom 
30.9.2004, S. 12, hat die Z 2 jeweils zu entfallen. 

Zu Z 5 (§ 34 Abs. 6 Z 3 und 4): 

Die neuen Z 3 und 4 sehen vor, dass sich Angehörige in den in §§ 30 (Aufenthaltsehe, 
Aufenthaltsadoption und Aufenthaltspartnerschaft) und 30a NAG (Zwangsehe und Zwangspartnerschaft) 
genannten Fällen nicht auf den 4. Abschnitt des 4. Hauptstücks des AsylG 2005 berufen können. Der 
Verweis auf die Fälle des § 30 NAG bedeutet, dass sich Fremde auf eine Ehe, eingetragene Partnerschaft 
oder Adoption nicht berufen dürfen, wenn ein gemeinsames Eheleben nicht geführt wird oder die 
Annahme an Kindes statt ausschließlich oder vorwiegend der Erlangung eines Aufenthaltsrechts dient. 
Durch den Verweis auf § 30a NAG soll ein weiterer Beitrag zur Bekämpfung von Zwangsehen bzw. 
Zwangspartnerschaften geleistet werden. Eine solche Ehe oder eingetragene Partnerschaft kann demnach 
auch keine Aufenthaltsrechte nach dem AsylG 2005 begründen. Zwangsehen, die gegen den Willen oder 
ohne Zustimmung eines oder beider Ehegatten geschlossen werden, sind auch nicht von der 
Familienzusammenführung nach der Richtlinie 2004/38/EG geschützt (siehe Bericht der EK zur 
Umsetzung der Richtlinie Dok. KOM(2008) 849). Diese Regelung steht somit in Übereinstimmung mit 
Art. 16 Abs. 1 lit. b und Abs. 2 lit. b der Richtlinie 2003/86/EG des Rates vom 22. September 2003 
betreffend das Recht auf Familienzusammenführung, ABl. L/251/12 vom 3. Oktober 2003. Sie stellt 
zudem einen Gleichklang mit den durch das Fremdenrechtsänderungsgesetz 2009, BGBl. I Nr. 122/2009, 
RV 330, XXIV. GP, im NAG für die Erteilung der dort geregelten Aufenthaltstitel eingefügten 
Beschränkungen her. Kommt daher im Verfahren über die Erteilung eines Einreisetitels vor der 
Vertretungsbehörde hervor, dass zwischen dem Einreisewerber und dem in Österreich befindlichen Asyl- 
bzw. subsidiär Schutzberechtigten eine Aufenthaltsehe, Aufenthaltspartnerschaft, Aufenthaltsadoption 
oder Zwangsehe bzw. -partnerschaft vorliegt, hat das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl davon 
auszugehen, dass die Stattgebung des Antrags auf internationalen Schutz im Rahmen des 
Familienverfahrens nicht wahrscheinlich ist, und folglich eine negative Wahrscheinlichkeitsprognose 
gemäß § 35 Abs. 4 AsylG 2005 abzugeben. Kommt dies erst während des Asylverfahrens hervor, kann 
der Antragsteller den Status eines Asyl- oder subsidiär Schutzberechtigten nicht von seinem Angehörigen 
ableiten. Der Vollständigkeit halber ist festzuhalten, dass es dem Angehörigen auch dann freisteht, 
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eigenständige, also über die bloße Angehörigeneigenschaft hinausgehende Fluchtgründe geltend zu 
machen, wenn er sich wegen Abs. 6 Z 2 oder 3 nicht auf die Bestimmungen des Familienverfahrens 
berufen kann. Zum Schutz des Opfers einer Zwangsehe ist § 57 Abs. 1 Z 3 AsylG 2005 gegebenfalls 
heranzuziehen. 

Zu Z 6 (§ 35 Abs. 3 und 4): 

Abs. 3: 

Durch die Ergänzung wird klargestellt, dass nur jene Anträge weiterzuleiten sind, die von 
Familienangehörigen gemäß Abs. 5 gestellt wurden. Ob die Familienangehörigeneigenschaft vorliegt, ist 
durch die Vertretungsbehörde festzustellen (siehe auch §§ 12a und 26 FPG). Wie bisher kann die 
Vertretungsbehörde den Einreisetitels jedenfalls nur erteilen, wenn die Mitteilung durch das BFA erfolgt, 
dass die Zuerkennung des Schutzstatus gemäß § 34 Abs. 2 oder 3 wahrscheinlich ist. 

Abs. 4: 

Korrespondierend zu § 26 FPG wird hierin ausdrücklich normiert, dass nur dann ohne weiteres ein Visum 
zur Einreise (§ 26 FPG) zu erteilen ist, wenn es sich tatsächlich um einen Familienangehörigen im Sinne 
des Abs. 5 handelt. Liegt die Familienangehörigeneigenschaft hingegen nicht vor, hat die 
Vertretungsbehörde den Antrag auf Erteilung eines Einreisetitels gemäß § 35 AsylG 2005 abzuweisen. 

Zu Z 7 (§ 35 Abs. 5): 

Es handelt sich hiebei um eine sprachliche Anpassung der Definition des Familienangehörigen für die 
Anwendung der §§ 34 und 35 vor dem Hintergrund der Bestimmungen zum Recht auf 
Familienzusammenführung der Richtlinie 2004/83/EG über Mindestnormen für die Anerkennung und den 
Status von Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen als Flüchtlinge oder als Personen, die anderweitig 
internationalen Schutz benötigen, und über den Inhalt des zu gewährenden Schutzes, ABl. L 304 vom 
30.9.2004, S. 12. Im Hinblick darauf, welche Personen als Familienangehörige gelten, ist betreffend 
Ehegatten und eingetragene Partner, sofern die Ehe oder eingetragene Partnerschaft im Ausland 
geschlossen wurde, §§ 16 iVm 6 IPRG zu berücksichtigen. § 16 IPRG regelt, in welcher Form eine Ehe 
geschlossen werden muss, um für den österreichischen Rechtsbereich Wirksamkeit zu entfalten. Eine im 
Ausland geschlossene Ehe ist in Österreich jedenfalls dann gültig, wenn sie nach der im jeweiligen Land 
üblichen und anerkannten Form geschlossen wurde. Abweichend davon ist gemäß § 6 IPRG eine 
Bestimmung des fremden Rechtes nicht anzuwenden, wenn ihre Anwendung zu einem Ergebnis führen 
würde, das mit den Grundwertungen der österreichischen Rechtsordnung (ordre public) unvereinbar ist. 
Dies gilt nach Rechtsprechung des OGH aber nur, wenn die Anwendung der ausländischen Vorschriften 
im Ergebnis zu einer unerträglichen Verletzung tragender Grundwertungen der österreichischen 
Rechtsordnung führte (vgl. OGH 08.06.2000, 2 Ob 158/00z). Der Inhalt der geschützten Grundwertungen 
des österreichischen Rechtes lässt sich im einzelnen nicht definieren und ist auch zeitlichen 
Veränderungen unterworfen. Verfassungsgrundsätze spielen jedenfalls eine tragende Rolle: Persönliche 
Freiheit, Gleichberechtigung, Verbot abstammungsmäßiger, rassischer und konfessioneller 
Diskriminierung gehören zum Schutzbereich des ordre public. Außerhalb der verfassungsrechtlich 
geschützten Grundwertungen zählen etwa die Einehe, das Verbot der Kinderehe und des Ehezwanges, der 
Schutz des Kindeswohles im Kindschaftsrecht oder das Verbot der Ausbeutung der wirtschaftlichen und 
sozial schwächeren Partei dazu (vgl. ständige OGH Judikatur: 7 Ob 600/86; 9 Ob 34/10f; 6 Ob 138/13g). 
Entsprechend dieser Judikatur liegt im Falle einer Kinderehe oder Zwangsehe keine für den 
österreichischen Rechtsbereich – und daher auch für das AsylG 2005 – wirksame Ehe vor. 

Zu Z 8 (§ 58 Abs. 14): 

Mit dem FNG wurden die Regelungen über Aufenthaltstitel aus berücksichtigungswürdigen Gründen 
inklusive des § 19 NAG in das AsylG 2005 transferiert, wobei die Absätze 4 – sowie 6 – und 10 des § 19 
NAG zusammengefasst wurden, ohne dass in der Sache etwas anderes vorgesehen wurde, als (davor) im 
NAG angeordnet wurde (vgl. VwGH Ra 2015/21/0039 vom 30.06.2015). Die unterbliebene Vorlage von 
Identitätsurkunden wie etwa des Reisepasses wird seither einheitlich von § 58 Abs. 11 AsylG 2005 
geregelt, sodass diesbezüglich im Antragsverfahren nicht auf § 13 Abs. 3 AVG zurückgegriffen werden 
muss (vgl. VwGH Ra 2015/21/0039 vom 30.06.2015). Nunmehr wird auch die 
Verordnungsermächtigung des § 19 Abs. 3 NAG ins AsylG 2005 übernommen. 

Zu Z 9 (§ 73 Abs. 16): 

Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten. 
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Zu Artikel 4 (Änderung des BFA-Verfahrensgesetzes) 

Zu Z 1 (§ 11 Abs. 3): 

§ 11 Abs. 3 Satz eins und zwei geht auf § 23 Abs. 2 AsylG 2005 idF BGBl. I Nr. 100/2005 zurück. 
Zweck dieser Vorschrift war es, den Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes möglichst zeitnah, 
nämlich bereits anlässlich der Zustellung der mit einer durchsetzbaren aufenthaltsbeendenden Maßnahme 
verbundenen ab- oder zurückweisenden asylrechtlichen Entscheidung, die Anordnung der Schubhaft zu 
ermöglichen. Zu diesem Zweck war einerseits abweichend von § 9 Abs. 3 ZustG der Asylwerber als 
Empfänger zu bezeichnen und andererseits die Zustellung durch Organe des öffentlichen 
Sicherheitsdienstes vorzunehmen. Eine solche Vorschrift ist jedoch nicht mehr erforderlich, seitdem das 
Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl sowohl für die Entscheidung über Anträge auf internationalen 
Schutz und die Erlassung aufenthaltsbeendender Maßnahmen als auch für die Anordnung der Schubhaft 
und der Abschiebung zuständig ist. Im Sinne größtmöglicher Flexibilität des Bundesamtes für 
Fremdenwesen und Asyl bei der Vornahme von Zustellungen soll jedoch die Möglichkeit, auf Organe des 
öffentlichen Sicherheitsdienstes zurückzugreifen, beibehalten werden. Zudem soll – für Zustellungen im 
Asylverfahren – die Möglichkeit geschaffen werden, Zustellungen auch durch Organe der 
Betreuungseinrichtung des Bundes, in welcher der Asylwerber versorgt wird, vornehmen zu lassen. 

Zu Z 2 (§ 11 Abs. 4): 

Durch die Aufhebung von § 11 Abs. 3 Satz eins und zwei kann die Ausnahmeregelung des § 11 Abs. 4 
entfallen. 

Zu Z 3 (§ 11 Abs. 6): 

In § 11 Abs. 6 kann die bisherige Z 1 entfallen, da sie bereits in der neuen Fassung des Abs. 3 erfasst ist. 
Die bisherige Z 2 kann sich auf eine Klarstellung beschränken, dass, wenn die Zustellung durch Organe 
des öffentlichen Sicherheitsdienstes anlässlich der Erfüllung einer periodischen Meldeverpflichtung 
vorgenommen werden soll und der Fremde dieser Meldeverpflichtung nicht nachkommt, das Dokument 
an der Dienststelle dieser Landespolizeidirektion in sinngemäßer Anwendung der §§ 17 bzw. 23 ZustG zu 
hinterlegen ist. In Anbetracht der nunmehr allgemein bestehenden Möglichkeit, Zustellungen durch 
Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes vornehmen zu lassen, soll sich der Anwendungsbereich des 
Abs. 6 nicht mehr auf die Meldeverpflichtung gemäß § 15a AsylG 2005 beschränken, sondern alle Fälle 
erfassen, in denen ein Fremder zur periodischen Meldung an die Dienststelle einer Landespolizeidirektion 
verpflichtet ist (§§ 56 Abs. 2 Z 2, 71 Abs. 2 Z 2 und 77 Abs. 3 Z 2 FPG, § 13 Abs. 2 BFA-VG). 

Zu Z 4 (§ 13 Abs. 4): 

Der Verweis auf ein Verfahren gemäß § 35 AsylG 2005 kann hierin entfallen, da dies künftig 
ausdrücklich in § 12a FPG geregelt wird. 

Zu Z 5 (§ 21 Abs. 2a): 

Vor dem Hintergrund, dass in den in § 7 Abs. 2 AsylG 2005 normierten Fällen der Straffälligkeit das 
Verfahren zur Aberkennung des Status des Asylberechtigten vor dem Bundesamt für Fremdenwesen und 
Asyl beschleunigt, dh. längstens binnen einem Monat, zu führen ist, wird – korrespondierend zu dieser 
Regelung – für den Fall der Beschwerdeerhebung gegen eine solche erstinstanzliche Entscheidung 
dieselbe verkürzte Entscheidungsfrist für Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht vorgesehen. 

Zu Z 6 (§ 21 Abs. 6): 

Hiebei handelt es sich um die Bereinigung eines redaktionellen Versehens. 

Zu Z 7 (§ 28 Abs. 1 und 3): 

Durch die Anpassung im Wortlaut des Abs. 1 soll – entsprechend dem schon bisher vorherrschenden 
Verständnis – klargestellt werden, dass der Begriff der Verfahrensinformationen auch Angaben zu 
Abschiebungen und zur freiwilligen Rückkehr – einschließlich darauf gerichteter Anträge des Fremden – 
umfasst. Eine Änderung oder Erweiterung der in der Zentralen Verfahrensdatei verarbeiteten Datenarten 
ist damit nicht verbunden. 

Bei der Änderung des Abs. 3 handelt es sich um die Bereinigung eines redaktionellen Versehens. 

Zu Z 8 (§ 30 Abs. 5): 

Die Neufassung dient einerseits der besseren Übersicht, indem die den Strafgerichten, den 
Staatsanwaltschaften und den Justizanstalten obliegenden Verständigungspflichten jeweils in einer 
eigenen Ziffer angeführt werden. Andererseits sollen diese Verständigungspflichten zwischen 
Strafgerichten, Staatsanwaltschaften und Justizanstalten neu aufgeteilt werden. Künftig soll das 
Strafgericht das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl in Strafverfahren wegen vorsätzlich begangener 
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Straftaten sowie Auslieferungs- und Übergabeverfahren gegen Fremde nicht nur über die rechtskräftige 
Entscheidung, sondern – anstelle der Staatsanwaltschaft – auch über die Verhängung bzw. Aufhebung 
einer Untersuchungs-, Auslieferungs- oder Übergabehaft verständigen. Der Staatsanwaltschaft soll 
künftig nur noch die Verständigung über die Einbringung der Anklage, den Rücktritt von der Verfolgung 
und die Einstellung des Strafverfahrens obliegen, der Justizanstalt wiederum die Verständigung über den 
Antritt und die Entlassung aus der Freiheitsstrafe. Indem künftig das Strafgericht unmittelbar aus Anlass 
der von ihm getroffenen Entscheidung im Straf-, Auslieferungs- oder Übergabeverfahren das Bundesamt 
verständigt und der Umweg über die Staatsanwaltschaft entfällt, soll sichergestellt werden, dass das 
Bundesamt zu einem möglichst frühen Zeitpunkt von diesen Entscheidungen Kenntnis erlangt. Dadurch 
kann auch eine Beschleunigung des Verfahrens vor dem Bundesamt erzielt werden. Schließlich enthält 
die Neufassung terminologische Anpassungen gegenüber der geltenden Fassung: Die Bezugnahme auf 
die Ausfertigung der „das Verfahren abschließenden Entscheidung“ (Z 1) statt – wie bisher – der 
„Urteilsausfertigung“ dient der Klarstellung, dass die Verständigungspflicht nicht nur Urteile, sondern 
auch Beschlüsse im Straf-, Auslieferungs- oder Übergabeverfahren umfasst. Die Bezugnahme auf die 
„Entlassung aus der Freiheitsstrafe“ (Z 3) statt – wie bisher – auf das „Ende der Freiheitsstrafe“ dient der 
Anpassung an die Terminologie des Strafvollzugsgesetzes. 

Zu Z 9 (§ 56 Abs. 10): 

Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten. 

Zu Artikel 5 (Änderung des Grundversorgungsgesetzes – Bund 2005) 

Zu Z 1 (§ 2 Abs. 7): 

Gemäß Art. 3 Abs. 1 Neufassung der Aufnahmerichtlinie ist diese nur anwendbar, solange der 
Drittstaatsangehörige bzw. Staatenlose als Antragsteller auf internationalen Schutz im Hoheitsgebiet des 
Mitgliedstaates verbleiben darf. Erfüllt ein Fremder diese Voraussetzung nicht mehr, fällt er gänzlich aus 
dem Anwendungsbereich der Richtlinie und verliert auch den Anspruch auf Grundversorgung 
entsprechend dieser Richtlinie. Auf die von Abs. 7 erfasste Personengruppe – Fremde ohne 
Aufenthaltsrecht – ist daher die Neufassung der Aufnahmerichtlinie von vornherein nicht anwendbar. 
Insofern hat der letzte Satz, der auf die Versorgung im Sinne des Art. 20 Abs. 5 letzter Satz Neufassung 
der Aufnahmerichtlinie verweist, daher zu entfallen. 

Zu Z 2 und 7 (§ 5 Abs. 4 und 5 und § 9 Abs. 3a): 

Entsprechend dem geltenden § 5 Abs. 2 Z 1 haben die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes die 
Organe der Betreuungseinrichtungen des Bundes bei der Überwachung der Einhaltung einer Verordnung 
nach Abs. 1 (Betreuungseinrichtung-Betretungsverordnung) zu unterstützen. Aus systematischen 
Gründen ist es angebracht, die in dieser Bestimmung bereits zum Ausdruck gebrachte Aufgabe der 
Organe der Betreuungseinrichtung des Bundes auch in einer separaten Regelung festzuhalten und um die 
Überwachung der Einhaltung der Hausordnung zu ergänzen. 

Erfahrungen in der Praxis haben nämlich gezeigt, dass einerseits Unbefugte versuchen, die 
Betreuungseinrichtung des Bundes zu betreten, oder Personen in einer solchen Betreuungseinrichtung 
angetroffen werden, die nach der Betreuungseinrichtungen-Betretungsverordnung 2005 nicht zum 
Aufenthalt in dieser berechtigt sind und andererseits aber auch diese Personen sowie von in der 
Betreuungseinrichtung Betreute, Behältnisse oder Gegenstände (zB Alkohol, Waffen….) mit sich führen, 
deren Verbringung nach der Hausordnung untersagt ist. Den Organen der Betreuungseinrichtungen des 
Bundes fehlen jedoch derzeit entsprechende Befugnisse, um die Aufrechterhaltung der Ordnung und 
Sicherheit in den Betreuungsstellen entsprechend sicherstellen zu können. Auch aus Gründen der 
Verhältnismäßigkeit scheint es sachgerecht, den Organen der Betreuungseinrichtungen des Bundes zu 
ermöglichen, ein unbefugtes Betreten solcher Betreuungseinrichtungen von vornherein zu verhindern und 
nicht das Eintreffen der Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes zur Anzeigenaufnahme gemäß § 10 
Abs. 1 und Unterstützung nach § 5 Abs. 2 abwarten zu müssen. Zur Wahrung der erforderlichen Ordnung 
in den Betreuungseinrichtungen des Bundes und des Hausfriedens ist es daher angezeigt, den Organen der 
Betreuungseinrichtung des Bundes maßhaltende und eingeschränkte Befugnisse zu erteilen und zwar die 
Möglichkeit, Personen am unbefugten Betreten zu hindern bzw. Personen, die sich unbefugt in 
Betreuungsstellen aufhalten, von der Betreuungseinrichtung zu weisen sowie Bewohner und Besucher 
einer solchen Betreuungseinrichtung einer Kontrolle dahingehend zu unterziehen, ob sie nach der 
Hausordnung untersagte Gegenstände bei sich haben. 

Die dazu korrespondierende Regelung des § 9 Abs. 3a ist jener der § 3 Abs. 5 BFA-G sowie § 45 Abs. 1 
BFA-VG nachgebildet, die die Ermächtigung zur Durchsetzung von Befugnissen mit Befehls- und 
Zwangsgewalt betreffend Bedienstete des BFA und der Landespolizeidirektionen vorsehen. Ebenso wie 
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bei den genannten Bestimmungen muss es sich dabei um Organe handeln, die dafür geeignet und 
besonders geschult sind. Durch die sinngemäße Geltung des § 47 BFA-VG wird überdies gewährleistet, 
dass die Ausübung der Befehls- und Zwangsgewalt anzudrohen und das Verhältnismäßigkeitsprinzip zu 
wahren ist sowie, dass wenn die Überwindung eines Widerstandes erforderlich ist, die Organe des 
öffentlichen Sicherheitsdienstes beizuziehen sind. Organe der Betreuungseinrichtungen des Bundes sind 
Bedienstete des Bundesministeriums für Inneres und – da es sich um staatlich bestellte Organe, die mit 
der Aufsicht über die Einhaltung der öffentlich-rechtlichen Ordnung durch die Menschen betraut sind, 
handelt – auch Organe der öffentlichen Aufsicht. 

Im Hinblick auf den Rechtsschutz ist in Bezug auf die Ausübung der Befugnisse durch die Organe der 
Betreuungseinrichtungen des Bundes gemäß § 5 Abs. 5 iVm § 9 Abs. 3a auch die Erhebung von 
Maßnahmenbeschwerden gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 2 B-VG beim Bundesverwaltungsgericht zulässig. 

Zu Z 3 und 4 (§ 7 Abs. 3 und 3a): 

Der neue Abs. 3a ermächtigt den Bundesminister für Inneres, im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz mit Verordnung vorzusehen, dass Asylwerber mit ihrem 
Einverständnis nicht nur von den bisher in Abs. 3 Z 1 genannten Gebietskörperschaften (Bund, Land oder 
Gemeinde), sondern auch von anderen, im bisherigen Abs. 3 nicht genannten Trägerorganisationen für 
gemeinnützige Hilfstätigkeiten herangezogen werden können. Der infolgedessen größere Kreis in 
Betracht kommender Trägerorganisationen ermöglicht im Vergleich zur bisherigen Rechtslage ein 
höheres Maß an Flexibilität bei der Heranziehung von Asylwerbern für gemeinnützige Hilfstätigkeiten, 
denn künftig kann eine gemeinnützige Hilfstätigkeit, wenn eine Verordnung gemäß dem vorgeschlagenen 
Abs. 3a erlassen wird, über die geltende Rechtslage hinaus auch bei privaten bzw. in Formen des 
Privatrechts organisierten Trägerorganisationen, auf die einer Gebietskörperschaft ein bestimmender 
Einfluss zukommt, und bei Nichtregierungsorganisationen verrichtet werden. 

In der Verordnung nach Abs. 3a sind die Gebietskörperschaften zu bezeichnen, von denen Asylwerber für 
gemeinnützige Hilfstätigkeiten herangezogen werden können, und Voraussetzungen zu definieren, unter 
denen eine Nichtregierungs- oder eine sonstige, unter dem bestimmenden Einfluss einer 
Gebietskörperschaft stehende Organisation Asylwerber mit deren Einverständnis für gemeinnützige 
Hilfstätigkeiten heranziehen kann. Hier liegt es nahe, vorzusehen, dass die jeweilige Organisation ein 
Mindestmaß an Seriosität im Umgang mit Spenden, Förder- und sonstigen Finanzmitteln aufweisen muss; 
darüber hinaus ist es denkbar, den Adressatenkreis auf solche Organisationen einzuschränken, die ihrer 
Rechtsgrundlage (Gesellschaftsvertrag, Satzung etc.) oder zumindest ihrer tatsächlichen 
Geschäftsführung nach nicht auf Gewinn gerichtet sein dürfen. Schließlich kann die Verordnung nach 
Abs. 3a auch den Begriff des bestimmenden Einflusses näher konkretisieren. Hier ist es denkbar, auf das 
Eigentum an der Mehrheit der Anteile des betreffenden Rechtsträgers oder auch auf der 
Gebietskörperschaft zustehende Einflussechte wie die Befugnis, die Geschäftsführung zu bestellen oder 
abzuberufen, abzustellen. Im Hinblick auf das Erfordernis einer eindeutigen Abgrenzung von 
Regelungsmaterien des AuslBG ist es sachlich gerechtfertigt, für die Erlassung dieser Verordnung das 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz vorzusehen. 

Vor dem Hintergrund des vorgeschlagenen Abs. 3a soll der Regelungsinhalt des Abs. 3 auf dessen 
bisherige Z 1, also auf Hilfstätigkeiten, die in unmittelbarem Zusammenhang mit der Unterbringung 
stehen, eingeschränkt werden. Eine Einschränkung der in Betracht kommenden Anbieter von 
gemeinnützigen Hilfstätigkeiten ist damit, wie sich aus den Ausführungen zu Abs. 3a ergibt, nicht 
verbunden. 

Zu Z 5 (§ 7 Abs. 5): 

Der vorgeschlagene Satz 3 ermächtigt den Bundesminister für Inneres, im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz mit Verordnung betragliche Höchstgrenzen 
für den Anerkennungsbeitrag mit Verordnung festlegen. Wegen der grundsätzlichen Vergleichbarkeit 
liegt es nahe, sich an den nach § 25a Zivildienstgesetz 1986 (ZDG) bzw. der gemäß § 26 Abs. 1 ZDG zu 
erlassenden Verordnung gebührenden Vergütungssätzen als Vergleichsmaßstab zu orientieren. Zu 
berücksichtigen ist freilich, dass der Anerkennungsbeitrag weder ein Entgelt im Sinn des § 49 Abs. 1 und 
2 ASVG begründet noch der Einkommensteuerpflicht unterliegt (vgl. Abs. 5 Satz 2) und durch die 
Hilfstätigkeit auch kein Dienstverhältnis begründet wird, das einer Erlaubnis nach dem AuslBG unterliegt 
(vgl. Abs. 6). Die betraglichen Höchstgrenzen werden daher den für untergeordnete Hilfstätigkeiten auf 
dem Markt erzielbaren, insbesondere kollektivvertraglichen Mindestlohn deutlich unterschreiten müssen. 
Aus der Verwendung des Plurals („betragliche Höchstgrenzen“) ergibt sich zudem, dass der 
Bundesminister für Inneres bei Erlassung der Verordnung verschiedene Gruppen von Asylwerbern 
definieren und diesen jeweils bestimmte Höchstgrenzen zuordnen kann. Dabei könnte auf die 
persönlichen Umstände, insbesondere die Art der Unterbringung (organisiert oder individuell) und 
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allfällige Einschränkungen der geleisteten Grundversorgung Bedacht genommen werden. Zum 
Erfordernis des Einvernehmens mit dem Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz 
darf auf die Erläuterungen zu § 7 Abs. 3 und 3a verwiesen werden. 

Zu Z 6 (§ 8 Abs. 8): 

Im Hinblick auf die in § 2 Abs. 4 Z 1 vorgesehene Möglichkeit der Einschränkung oder Entziehung der 
Grundversorgung durch das BFA im Falle einer fortgesetzten oder nachhaltigen Gefährdung der 
Aufrechterhaltung der Ordnung durch grobe Verstöße gegen die Hausordnung, wird nunmehr klargestellt, 
dass die Organe der Betreuungseinrichtungen grobe Verstöße gegen die Hausordnung dem BFA auch zu 
melden haben. 

Zu Z 8 (§ 16 Abs. 20): 

Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten. 

Zu Artikel 6 (Änderung des Grenzkontrollgesetzes) 

Zu Z 1 (§ 1 Abs. 3) 

Der Schengener Grenzkodex wurde neu kodifiziert, weshalb der Verweis auf diesen anzupassen ist. 
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